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Expedition: Herrenſtraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, 


eitun 


welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal erſcheint. 


Nr. 142. 


Deutſchland. 
0. C. Reichstags Verhandlungen. 
21. Sitzung vom 24. März. 8 
ee. Am Tiſche des Bundesrathes von Bötlicher, Bitter, Scholz 
und Andere. 3 

Präſident v. Goß ler eröffnet die Sitzung mit folgender Mittheilung: 
Am 17. März d. J. batte das hehe Haus die Genebmigung dazu eriheilt, 
daß Sr. Majeſtät dem Kaiſer aus Anlaß Seines Geburtstages die Glück⸗ 
wünſche des Reichstages überbracht würden. Nachdem ſeitens des Herrn 
Reichskanzlers die Mittheilung eingegangen war, daß Se. Majeftät verhin⸗ 
dert ſei, perſönlich die Glöckwpünſche in Empfang zu nebmen, bat der Ger 
ſammworſtand des Hauſes die Glückwünſche des Hauſes ſchriſtlich dar⸗ 
gebracht. Auf dieſes Schreiben iſt geſtern Abend nachfolgende Antwort 
Sr. Majeſtat eingegangen, welche ich hiermit zur Verleſung bringe: (Die 
Mitglieder des Hauſes erdeben ſich von ihren Sitzen.) 

Der Geſammtvorſtand des Reichstages bat durch die innigen Glück⸗ 
und Segenswünſche, welche Mir zu Meinem Geburtstage von Ihm 
pH Namen des Reichstages ausgeſprochen worden, Mich in hohem Grade 
erfreut. g 

Ich danke demſelben für dieſe Aufmerkſamkeit aus vollem, warmem 
Herzen, welches in tieigefühlter Erkenntlichkeit zum Höchſten ſich erbebt, 
der Mir vergönnt bat, unſer deutſches Vaterland zur Einheit und zu 
boden Ehren gebracht zu ſehen. Möge Gott auch ferner Deutſchland in 
Seinen allmächtigen Schutz nehmen! Berlin, den 23. März 1881. 


s gez. Wilhelm. 
An den Geſammtporſtand des Reichstages. 

„Die dritte Beratbung des Reichs dausbalts⸗Etats für 1881 
bis 1882, ſpeciell die geſtern unterbrochene Verhandlung über die Bemerkung 
zu Titel 1 des Etats der Zölle und Verbrauchsſteuern, den darauf bezüg⸗ 
lichen Antrag der Budget⸗Commiſſion, den des Abg. von Kardorff und 
einen neuen heute vom Abgeordneten v. Helldorff⸗Bedra eingebrachten wird 
ſortgeſetzt. Der letztere lautet: „Der Reichstag wolle beſchließen, die Er⸗ 
wartung auszuſprechen, daß ein derfaſſungsmäßiges Zuſammenwirken von 
Bundesrath und Reichstag auch in Betreff des Aufwandes für die be⸗ 
ſtehenden Hauptzollämter zur Durchführung gelange.“ 3 
Abg. v. Kardorfſ: Bevor ich meinen Antrag begründe, darf ich wohl 
eine mehr perſönliche Angelegenheit zur Sprache bringen. Die „National⸗ 

eitung“ hat eine Notiz darüber gebracht, daß ich beim Reichskanzler eine 

ermittelung in der Frage, die uns beſchaftigt, verſucht hätte und dabei 
den Hergang in einer Weiſe erzählt, der ich doch bier einigermaßen wider⸗ 
ſprechen muß. Ich erkenne es ja vollſtändig an, daß die Zeitungen ein ar 
wiſſes Recht haben, indiscret zu fein, daß das ihr Beruf iſt (Heiterkeit) um 
daß fie dieſen Beruf um fo lieber erfüllen, wenn fie dadurch einem politi⸗ 
chen Gegner Unannehmlichkeiten bereiten lönnen. Ich kann nach der Natur 
der Sache auf Specialien nicht eingeben, aber Sie werden anerkennen, daß 
eine ſolche Erzählung in den Blättern notbwendig als ein Zerrbild erſcheinen 
muß, bie Art und Weiſe, wie die Aeußerungen in Wirklichkeit gefallen ſind, 
giebt fie nicht, halb ironiſche, hypothetiſche giebt fie als poſilive wieder und 
ſtellt fie in ein ganz anderes Licht. Was nun unſeren Antrag betrifft, der 
dem der Budgetcommiſſion gegenüber ſteht, jo haben wir ihn gebracht, weil 
uns in der That die etwas ſtürmiſche Initiative der Commiſſion etwas ber: 
früht erſcheirt, da gar nichts vorliegt, was dem Elatsrecht des Reichstages 
irgendwie prajudiciren könnte. 3 r 
In der Sitzung der Commiſſion, in der das erſte Referat über dieſe 
Frage erſtattet wurde, hob der Schatzſecretär Scholz auf die Bemerkung, — 
ob die Reichsregierung etwa beabſichtige durch dieſe Erläuterung ein Prä⸗ 
judiz gegenüber dem Reichstage dahin zu gewinnen, daß ſie, wenn ſie ſpäter 
einſeitig den Anſchluß von Altona verfüge und die bezüglichen Koſten ver 
ausgabe, ſich etwa darauf berufen könnte, der Reichstag babe tbatſachlich 
zugeſtimmt und von dieſem Vorhaben Kenntniß gehabt — ausdrücklich ber 
vor: „Ich habe gar kein Bedenken haben können in Ihrer Budgetcommiſſion 
auszuſprechen, daß dieſe lediglich erläuternde Bemerkung eine ſolche Abſicht 
nicht babe, wie ſich das auch eigentlich ganz von ſelbſt verſteht, daß un⸗ 
moglich in einer lleinen thatſächtlichen Erläuterung elwa die Abſicht liegen könne, 


in Bezug auf wichtige Rechtsfragen eine Entſcheidung fo zu ſagen ftil-| 8 


ſchweigend berbeizufüdren,“ Alſo die Regierung ſelbſt erklart aus der Er⸗ 
länterung im Etat, die den ganzen Streit veranlaßt bat, ein Präjudiz gegen 
das beſtebende Etatsrecht des Reichstags nicht berleiten 2 wollen. Koſten 
find für den Zollanſchluß Altonas noch nicht in Anſchlag gebracht. Der 
Bundesrath hat ihn principiell beſchloſſen, aber über die Modalitäten, die 
Art der Abgrenzung zwiſchen den beiden Zellbezirten noch keinen Beſchluß 
gefaßt, am wenigſten über den jetzt erwachſenen Verfaſſungsrechtsſtreit Be⸗ 
ſchluß faſſen zu können. Der Herr Schatzſecretär bob geſtern ſehr bezeich⸗ 
nend berbor, daß er ſelbſt natürlich nur im Namen der Reichsregierung, 
des Reichsſchatzamtes ſeine Erklärung abgeben könne, nachdem er vorher in 
der Budgeicommiſſion ausdrücklich erklärt batte, daß ein Beſchluß des 
Bundesratbes über die Verfaſſungsrechtsfrage noch nicht vorliegen könne, da 
er noch gar nicht in der Lage geweſen ſei, ſich mit ihr zu beſchäftigen. 
Unter ſolchen Umſtänden halten wir es nicht für rätblich und der Sache 
förberli, wenn der Reichstag die von der Commiſſion ihm vorgeſchlagene 
nitiative ergreift, für nicht rätblich und der Sache förderlich, eine Ent⸗ 
cheidung ber ſchwierigen ſtagtsrechtlichen Controverſe ſchon heute zu treffen. 
Es wird immer fo dargeſtellt, als ſeien dieſe Controverſen eigentlich ganz 
leicht zu nehmen, als beſtede ein ganz klares, unzweifeldaftes Recht und es 
fei nicht nöthig, ſich auf dieſe Controperſen überhaupt einzulaſſen. Ich ver⸗ 
meide es grundsätzlich, materiell aaf fie einzugehen, aber wichtig find fie, 
und nicht ganz leicht zu entscheiden, ob ein beſonderes Finanzrecht nach 
Artikel 38 für die Zolleinnahmen und Ausgaben beſteht gegenüber dem 
Eananızeät, welches das Reich bezüglich aller anderen — — bat; es iſt 
chwietig zu entſcheiden, ob die Anſicht der Regierung eine ganz zu ver⸗ 
werfende it, daß ein Theil der Zollvereinsverträge, die ja ein integrirender 
Theil der Reichs verfaſſung geworden find, noch unmobdificirt durch dieſelbe 
fortbeftünde oder nicht. Der Abg. Delbrück und der Referent von Benda 
meinten: wenn man darauf kommt, daß dieſes Recht der alten Zollvereins⸗ 
verträge noch fortbefteben ſollte, dann würde ja die ganz undenkbare Ano⸗ 
malie beſtehen, daß bier Einnahmen und Ausgaben in den Vereinszoll⸗ 
aͤmtern eriftiren, für welche gar keine parlamentariſche Controle bestellt 
Wäre. Aber wäre es denn wirklich fo wunderbar, wenn in unſerem jungen 
Deutſchen Reiche ſolche Anomalien beitänden? Dieſer Grund erſcheint mir 
im der That ſehr ſchwach, wenn er als ein durchſchlagender dafür angefehen 
werden fol, daß die Ausgaben der Reichs zollämter von vornberein als 
eichsausgaben zu betrachten ſeien. Auch die Brage iſt nicht ganz leicht zu 
entſcheiden, wie die Beamten ſtehen, die kaiſerliche Beamte beißen, aber von 
den Einzelſtaaten angeſtellt und beſoldet werden, alfo ganz anders angeſtellt 
werden, als andere Beamte: fie werden angeſtellt und bekommen ihr Gehalt 
kehr obne im Etat genehmigt zu fein, während die Reichsregierung ſich 
ehr bütet, bei irgend einem anderen Beamten eine ſolche Anftellung vor⸗ 
zunehmen, ehe die betreffende Stelle im Etat bewilligt worden iſt. Sehr 
diel ſchwerer fällt dagegen die bisber im Ctatsredht geübte Praxis ins Ge: 
wicht. Aber wenn die Auffaſſung der Reichsregierung eine richtige wäre, 
— ber ich beute eine Entſcheidung nicht treffen will, daß die Einzelſtaaten 
berienen in die Verfaſſung recipirten Zollvereinsrechten noch deute Rechte 
mäßie en könnten, dann kann durch eine Etatspraxis ſolchen verfaſſungs⸗ 

& Aemäbrleifteten Rechten ſckwerlich Abbruch geieben. 
Controperfl den in einem Einzelſtaate gewiß eine ſchwierige ſtaatsrechtliche 
mentlich in wie weit perfaßungsmäßig beſtehende Rechte durch Praxis, 
ſch Karren durch Etats⸗Prarſcs eine Abänderung erfahren könnten. Viel 
N 5 ce Reich compicirter liegt die Sache in einem Bundesſtaate, wie das 
ol daß die Suden wenn die Anſicht der Regierung die zutreffende ſein 
2 te, da 0 ollvereins vertrage noch heute einen Theil des beſtehenden 
werfaſſungskeckles bilden. Aber auch die prakliſche Wichtigkeit der vorliegen⸗ 
en Frage iſt eine außerordentlich geringe, da die entſtehenden Koſten zum 
weltans größten Theil auf vie Einzelſtaaten repartitt werden müſſen. Gt: 
Jade andere Koſten, z. B. für Anlegung von Zollabferligungsſtellen, viel⸗ 
in Hamburg, würden vorwiegend dieſer Stads zu Gute kommen, alſo die 


Zweiundſechszigſter Jahrgang. — Eduard Trewendt Zeitungs⸗Verlag. 
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Regierung dabin drängen, fie zu vermeiden, was Hamburg eine Gefabr bringen 
könnte, die Sie gewiß nicht berbeiführen wollen. Welches praktiſche Reſultat 
erreichen Sie nun mit dem Antrage der Budgeteommiſſion? Sit unſer 
Etalsrecht fo zweifellos, wie Sie ſagen, fo iſt er unnötbig, da nichts weiter 
vorliegt als eine mit ihm nicht conforme Anſicht des Reichsſchatzamtes, der 
ein Bericht der Budgetcommiſſion ſchon entgegenftand, ehe die Sache an fie 
zurückgewieſen wurde. Liegt ein ſolches unzweifelhaftes Recht nicht vor, 
dann halte ich den eingeſchlagenen Weg, es zu erobern, für einen ſehr fal⸗ 
ſchen. Aus dieſen Gründen zieben wir die dilatoriſche Behandlung der 
Frage vor und wollen mit unſerer Entſcheidung warten, bis der Bundes⸗ 
ratb Stellung zur Frage genommen bat. Dann wird für uns der Moment 
gekommen ſein, uns zu erklären, und wir erklären ausdrücklich, daß wir 
durch unſeren Antrag in keiner Weiſe ein Präjudiz für unſer künftiges Ver⸗ 
halten ſchaffen wollen, wie es auch in dem Antrage ſelbſt ausgeſprochen iſt. 

Wenn die Frage wieder zur Sprache kommt, wie es ja unzweifelhaft 
geſchehen wird, dann werden wir frei nach unſerem beſten Wiſſen und Ge⸗ 
wiſſen entſcheiden, wie wir unſererſeits die Lage des Verfaſſungs⸗ und 
Elatsrechts des Reichstages betrachten. Eine heut getroffene Entſcheidung 
würde die Löſung nicht erleichtern, ſondern erſchweren. Beſtehende Diffe: 
renzen und Unklarbeiten zu beſeitigen, liegt im allgemeinen Intereſſe. Es 
giebt auch eine über den Rahmen der Streitfrage hinausgehende Löſung, 
die den Reichstag ſehr zuftiedenſtellen würde, wenn nämlich die ſammtlichen 
Zofleinnahmen und Ausgaben für Einnabmen und Ausgaben des Reiches 
erklart würden, alſo Abſatz 2 des Artikels 38 der Verfaſſung in Wegfall 
käme. Ich weiß nicht, ob die Einzelſtaaten ein beſonderes Intereſſe haben, 
den beſtebenden Zuſtand aufrecht zu erbalten, aber durch eine ſolche Löſung 
würde auch bezüglich unſeres Etatsweſens der befriedigendſte Ausgleich ge⸗ 
wonnen werden, auf den der Antrag v. Helldorff zielt, dem ich meinen 
politifhen Freunden und dem ganzen Haufe empfehlen möchte, die Zuſtim⸗ 
mung nicht zu verſagen, wie auch die Abſtimmung über die anderen An⸗ 
träge ausfallen mag. Denn er führt auf den Weg einer friedlichen Löjung, 
an der wir Alle ein gleiches Intereſſe haben. 

Abg. Lasker: Herr v. Kardorff wirft der Budgetcommiſſion ein zu 
ſtürmiſches Vorgehen vor. Angeſichts der Erklärungen der Regierung, welche 
die tiefſten Grundlagen des deutſchen Verfaſſungslebens in Frage zu ſtellen 
geeignet find, ſcheint mir dieſer Vorwurf doch ſehr wenig begründet. Nicht 
auf die Geldſumme, welche in Frage ſteht, kommt es bier an, ſondern auf 
die Frage, ob Artikel 69 der Reichsberfaſſung allgemeine Giltigkeit behalten 
ſoll, und ob Deutſchland ein wirkliches ſelbſiſtändiges Berlaflungsleben 
führt oder ob neben ihm noch eine Conföderation unabhängiger Regierun⸗ 
gen beſteht. ft dies eine Kleinigkeit, weil nur Hunderktauſend Thaler in 
Frage kommen? Vom Standpunkte des Verfaſſungslebens kenne ich keine 
wichtigere Frage, die uns ſeit zehn Jahren beſchäftigt hat, als die heutige, 
und es iſt wabrlich nicht gut, dieſe Bedeutung berabzumindern oder zu 
vertuſchen. Daß man ihr eine fo große Ausdehnung gegeben hat, beklage 
ich tief und ich weiß in der That nicht, wie ich dieſes Vorgehen des Reichs⸗ 
kanzlers mit feiner vorjährigen Aeußerung vereinigen ſoll, daß er ein Feind 
aller Verfaſſungsfragen ſei und die Sache lieber praktiſch löſe. Ich kann 
nämlich nicht annehmen, daß der Unterſtaatsſecretär Scholz aus der Seele 
des Bundesrathes beraus feine Erklärungen abgegeben bat, ſondern im 
Auftrage des Reichskanzlers, da bei ihm ja die Verantwortlichkeit ruht. 
Welchen Weg ſchlägt uns nun Herr v. Kardorff vor? Er ſagt: bis jetzt 
liegt noch kein Grund vor, einen Beſchluß zu faſſen, da noch keine Aus⸗ 
gaben ſind, die man unſerer Bewilligung entziebt. Warten wir alſo ab, 
bis wir eine Sicherheit haben, daß man unjere Zustimmung wirklich nicht 
verlangt. Willen Sie, was dazwiſchen liegen wird? Die Ausführung der: 
jenigen Politik, welche der Reichskanzler uns angekündigt, und der der 
Reichstag widerſprochen bat. Herr v. Kardorff will nicht, daß wir einen 
Beſchluß faſſen, dem möglicherweiſe der Bundesrath ſich anſchließt, ſondern 
er will den Reichskanzler erſt das ausführen laſſen, was er für ver⸗ 
faſſungsmäßig hält, und uns dann überlaſſen, gegen die vollzogene That: 
ſache zu proteſtiren. 

Auf welchem von beiden Wegen können wir dem Conflict am beſten 
vorbeugen? Sicher auf dem der Commiſſion, und ich kann im Inkereſſe 
des Friedens Herrn v. Kardorff nur aurathen, feinen Antrag zurlickzuziehen. 
u meinem Erſtaunen habe ich heute gebört, daß es Herrn von Kardorff 
nicht blos darum zu thun iſt, die Frage jetzt nicht zum Austrag gebracht 
u ſehen, ſondern daß er auch materiell unſere Anſicht nicht theilt. Er 

Alt die Verfaſſungsfrage für durchaus zweifelhaft, fie ſei viel zu ſchwer 
und man könne ſie nicht entſcheiden. In der Commiſſion ſoll — wie ich 
böre — Herr v. Kardorff in der Sache vollkommen mit uns einverstanden 
geweſen fein; ich weiß nicht, was ihm jetzt die Sache verdunkelt hat. Außer 
den beiden klaren und lichtvollen Darſtellungen der Herren von Benda und 
Delbrück haben wir eine der ſchwächſten Reden, die ſe vom Regierungstiſche 
gehalten worden, gehört. Wenn dies genügt, um die Sache zu verdunkeln, 
dann werden wir gut thun, die Dinge zum Abſchluß zu bringen, ſonſt wird 
die . 1 ſehr verdunkelt, daß man uns ſchließlich den Rath 
giebt, die Sache ruhig ihren Weg geben zu laſſen, da man es mit einem 
Gegner zu thun habe, der nicht mit ſich ſpielen läßt. Ich bedauere, daß 
die Commiſſion nicht einen ſchriftlichen Bericht erſtattet hat, wir würden da⸗ 
durch am klarſten beweiſen können, wie unhaltbar jede enigegengeſetzte An⸗ 
ſicht iſt. Wir haben geſtern aus dem Munde eines Mannes, der wirklich 
als ein lebender Geſchichtsſchreiber unſeres deutſchen Verfaſſungslebens be⸗ 
trachtet werden kann, aus dem Munde des Abg. Delbrück, eine Darſtellung 
Er 10 ee meiſten Mitgliedern einen Zweifel über die Rechtsfrage 
nicht gelaſſen hat. 
möchte noch auf einen Punkt eingehen, den Herr Delbrück nur ge⸗ 
ftreift hat: die biſtoriſche und logiſche Unbaltbarkeit der Behauptung, 
daß neben dem Deutſchen Reich noch die Möglichkeit einer felbftitändigen 
ubiectiven Exiſtenz des Zollpeteins gegeben wäre. Dieſe Fiction iſt in der 
bat eine Verleugnung aller verfaſſungsmäßigen Grundlagen und eine 
Verdunkelung der Verfaſſungsrechte, die jo groß iſt, daß ſich gar nicht über: 
ſehen läßt, was Alles daraus hergeleitet werden kann. Es liegt uns fern, 
zu beſtreiten, daß gewiſſe Materien der Zollvereinsverträge noch heute gil: 
Ae ſind; es ſteht dies ja in der Verfaſſung und wir wollen ihren 
wirklichen Wortlaut gelten laſſen. Wie verhält es ſich aber mit dem Forts 
beſtand des Zollvereins? In der norddeutſchen Bundesverfaſſung wurde 
das Bundesgebiet für ein einheitliches Zollgebiet erklärt, und unter Zu⸗ 
ſtimmung ſämmtlicher dabei betheiligten Factoren war es von jetzt an außer 
weifel, daß nicht der Norddeutſche Bund neben dem Zollverein beſtehe, 
ondern daß der 2 den Zollverein in ſich abſorbirt habe. Dies hat 
natürlich nicht verhindert, daß im Artikel 40 der Berfaſſung dennoch die 
früheren Beſtimmungen der Zollpereinsverträge als geltendes materielles 
Recht beibehalten wurden, fo weit fie nicht durch die Verfaſſung ſelbſt ab⸗ 
geändert waren. Während der Zeil, bis die Verfaſſung Rechtswirkſamkeit 
erlangte, wurden die Verhandlungen mit den füddeulſchen Staaten ein⸗ 
geleitet und zwiſchen dieſen einerſeits und dem Norddeutſchen Bunde anderer⸗ 
ſeits Zollverträge abgeitiofien. In dem außerordentlich klaren Bericht, den 
Herr Delbrück damals dem Reichstage unterbreitete, iſt in jeder Zeile deut⸗ 
lich ausgeſprochen, daß der Norddeutſche Bund ein in ſich geſchloſſenes ein 
heitliches Ganze in Bezug auf das Boll: und Handelsweſen bilde, und wenn 
trotzdem noch Vertreter der norddeutſchen Einzelſtaaten zu den Verhand⸗ 
lungen zugezogen worden ſeien, fo liege der Grund nur darin, daß die 
Bundesverfaſſung vor dem 1. Juli noch nicht in Kraft getreten fei, und man 
Bedenken getragen habe, fie nach dem 1. Juli bei der Sortiepung der Ber: 
bandlungen zu entlaſſen, obwohl fie nicht mehr nöthig geweſen wären. 

Es wurde dann in dem Bericht weiter ausgeführt, durch den Zollver⸗ 
trag werde die norddeutſche Bundesverfaſſung in vielen Beziehungen ab: 
Re man wolle aber dieſe Abänderungen nicht ausdrücklich aus: 
prechen, ſondern die betreffenden abweichenden Beſtimmungen der Ver⸗ 
faſſung nur ſuspendiren, damit für den möglichen, wenn auch unwabr⸗ 
ſcheinlichen Fall einer ſpäteren Kündigung des Vertrages die norddeutſche 
Bundesverfaſſung wieder in ihre alte Kraft trete. Deutlicher als bierdurch 
kann der Beweis nicht geführt werden, daß man ſich des Unterſchiedes 
zwiſchen dem verfaſſungsmäßigen Staatsweſen und einer vertragsmäßigen 

erbindung verſchiedener Staaten klar bewußt war. Und nun warnt der 


d den 25. März 1881. 


Bericht noch ferner, man ſolle ſich hüten, nicht etwa das Zollvereins weſen 
in irgend einer Weile zu identificiren mit den Verbältniſſen des nord⸗ 
deutſchen Bundes, denn Alles ſei darin verſchieden. Bundesrath und 
norddeutſches Parlament ſeien in ihrer verfaſſungsmäßigen Stellung etwas 
weſentlich Anderes, als der Bundesrat) des Zollvereins und das Zoll⸗ 
parlament; fie unterſchieden ſich insbeſondere darin, daß bei jeder Aenderung 
des Zollvereinsvertrages nicht die Majorität entſcheiden, ſondern Einſtim⸗ 
migkeit nothwendig ſein ſolle. Sie ſehen die Wichtigkeit, welche die Theorie 
einer Fortexiſtenz des Zollvereins bat, bis zu welcher Gefährdung unſerer 
nationalen Exiſten; wir gelangen. So ſtand die Sache bis 1870, dann 
wurde die Reichsverfaſſung gegeben, die — wie wir jetzt von dem Unter: 
ſtaatsſecretär Scholz zu unſerem Erſtaunen hören müſſen — auf die Dinge 
ohne weſentlichen Einfluß geweſen ſein ſoll. Auch dieſen Einwand hatten 
wir bereits im Voraus abgeſchnitten, indem bei der Berathung der nord⸗ 
deutſchen Bundesverfaſſung von mir und dem Abg. Miguel zu Artikel 71 
ausdrücklich beantragt und folgender Zuſatz gemacht wurde: Der Eintritt 
der ſüddeutſchen Staaten in den norddeuiſchen Bund erfolgt auf dem Wege 
der Bundesgeſetzgebung. 

Man iſt ſich damals der Bedeutung bewußt geweſen, daß die zukünftige 
Veränderung der Bundesverfaſſung durch den Eintritt der ſüddeutſchen 
Staaten nicht etwa heißt, eine neue Verfaſſung berſtellen, ſondern heißt: 
„Eintreten eines neuen deulſchen Staates in die beſtebende Bundes ver⸗ 
faſſung.“ Im Jahre 1870/71 trat vas auch in der That ein, es wurden 
die Verhandlungen geführt und die ſüddeutſchen Staaten traten bei. Man 
findet da die Merkwürdigkeit, daß man die Sachlage in Bezug auf das 
Zoll⸗ und Handelsweſen für jo klar gelegt durch die Verfaſſung anſah, daß 
in den Verträgen Über den Zollverein und was aus ihm werden ſolle, nicht 
eine Silbe ſich findet, ſondern man bat es für ganz ſelbſtverſtändlich ge⸗ 
balten, daß ein Zollverein nicht mehr exiſtiren konnte, weil, wie fi der 
Bericht des Bundesraths zum Zollverein damals in Bezug auf den Nord⸗ 
deutſchen Bund ausgedrückt bat, das ganze Zoll⸗ und Handelsweſen ein 
integrirender Theil unſerer Verfaſſung geworden war. Was verfaſſungs⸗ 
mäßig feſtſtebt, kann nicht mehr Gegenſtand der Beſtimmungen ſein, denn 
Verträge konnen ja gelöſt werden, während das ein ganz unlösbares Ver⸗ 


bältniß war. So kam es in der That, daß in der Redaction der deutſchen 


Verfaſſung der Abschnitt über Zoll und Handelsweſen ſehr geringe, fait 
nur redactionelle Abänderungen erlitt. Eine Aenderung beftand darin, daß 
die Beſtimmungen des Art. 37 der Bundesverfaſſung, welche aufzählen, 
welche Rechte der Bundeszratb in Bezug auf das Zoll: und Handels weſen 
babe, im Weſentlichen geſtrichen wurden, weil dieſe Beſtimmung ganz allge⸗ 
mein in den Art. 7 aufgenommen wurde, und weil man einen Unterſchied 
über das Verordnungsrecht des Bundesraths in Bezug auf die übrigen 
Angelegenheiten und in Bezug auf das Zoll⸗ und Handelsweſen nicht 
ſtatuiren wollte. Das zeigt, daß man ſich damals wohl bewußt war, daß 
durch den Beitritt der ſüddeutſchen Staaten die Angelegenheit in Bezug 
auf das Zoll⸗ und Handelsweſen verfaſſungsmäßig noch mehr beſeſtigt 
worden iſt, als das früher der Fall war. 

Nun beruft man ſich auf den Art. 40, um zu beweiſen, daß der Zoll⸗ 
verein noch nebenher beſtehe. Ich habe vorſichtiger Weiſe bei der Beratdung 
der deutſchen Verfaſſung durch eine authentiſche Interpretation den Sinn 
dieſes Art. 40, wie ich glaube, unter Zuſtimmung des ganzen Hauſes feſt⸗ 
ſtellen laſſen. Auf meine Anfrage, was denn der Art. 40 bedeute, ant⸗ 
wortete damals Namens des Bundesralhs Herr Delbrück, Art. 40 habe die 
Bedeutung, daß die materiellen Beſtimmungen in Zollverträgen, Verord⸗ 
nungen u. ſ. w. aufrecht erhalten blieben. Dieſe Beſtimmungen hätten 
einen Umfang von 2 Bänden, und er, der beſte Kenner dieſer Verordnun⸗ 
gen aus feiner früheren Praxis, würde Tage lang brauchen, um den Stoff 
auszuſondern und zu ordnen. Der Stoff zerfalle in vieſen Verträgen in 
ſolchen, der die Bedeutung eines Verfaſſungsgeſetzes, eines gewöhnlichen 
Geſetzes und von Verordnungen habe. Nun ſage dieſer Artikel ausdrück⸗ 
lich, daß das, was die Bedeutung von Verordnungen babe, nur auf dem 
Wege der Verordnung, was die legislative Bedeutung babe, nur im Wege 
der Geſetzgebung, und was verfaſſungsmäßige Bedeutung habe, nur im 
Wege der Verfaſſungsänderung geändert werden könne. Ich habe mich da⸗ 


mals mit der Ueberzeugung beruhigt, daß nicht die Spur eines Vertrages 


übrig bliebe, ſondern nur eine innere Verfaſſungsangelegenheit. Mir ſcheint, 
daß irgend ein Anhalt dafür, daß die Abſicht oder die Möglichkeit vorban⸗ 
den geweſen, den Zollverein beizubehalten, nicht geherrſcht bat. Nun frage 
ich aber, was bedeutet das: „Der Zollverein beſtebt noch?“ Ich weiß in 
dieſen Worten keinen Sinn zu finden, als den, wir ſchaffen den Zollverein 
für dieſe 200,000 M. Gehälter, damit der Reichstag fie nicht zu bewilligen 
braucht. Wo ſind denn die Organe des Zollvereins? Giebt es etwa einen 
Zollbundesrath, ein Zollparlament? Wenn von dem Bundesrathe ſolche 


Ausſprüche gethan werden, fo müſſen die Herren uus auch erklären, was 


ſie darunter verſtehen. { 

Nun bat der Vertreter der Regierung in der Commiſſion geſagt, der 
Zollverein beſtehe noch, weil ſich fein Gebiet nicht mit dem des Deutſchen 
Reiches decke. Es gehöre nämlich dazu ein Dorf Jungbolz, deſſen Namen 
ich noch nie gehört babe, und Luxemburg, die weil fie in deulſchem Gebiete 
liegen, durch Verträge mit fremden Mächten in Zollſachen von uns mit 
verwaltet werden. Es kann doch nicht Ernſt ſein, wenn man ſich an dieſen 
Punkt anlehnend behaupten will, es beſtehe kein Deutſches Reich. Etwas 
Aebnliches findet man ja in allen Staaten an den Grenzgebieten; und es 
wäre doch unerhört, einem nationalen Staate fein ſelbſtſtandiges Zoll⸗ und 
Finanzweſen abſprechen zu wollen, weil er irgend eine Landſchaft ein⸗ 
ſchließt, die an den Folgen ſeiner Geſetzgebung mit Theil nimmt. Ich bin 
bereit, auch in die Erörterung des materiellen Rechtes einzugehen und von 
der Verfaſſungsfrage abzuſeben. Worin fol denn ein Anhalt beſtehen, daß 
der Bundesratb — ich muß annehmen als Zollbundesrath — einjeitige 
Verfügungen treffen könne? Bezieben Sie ſich etwa auf die Zollvereins⸗ 
verträge? In denen ſtebt ausdrücklich im Art. 20: „Die Gehälter und 
alle übrigen Koſten der Vereinscontrole trägt der Verein.“ Wenn es alſo 
an ſich richtig iſt, daß an Stelle des Zollvereins das Reich getreten ift, fo 
iſt es gerade fo gut, als ob in dieſem Artikel ſtände: „trägt das Reich“, 
und gerade aus dieſem Paſſus iſt mir klar geworden, wozu Sie vie ganze 
Theorie gebraucht haben, daß ein Zollverein noch exiſtire. Ich denke, etz 
kann darüber kein Zweifel ſein, daß dieſe Ausgaben dem Reiche zufallen. 
% babe das beiläufig bemerkt, weil dem Abg. Windtborſt über dieſen 

unkt geſtern Zweifel entſtanden find durch eine Mittbeilung des Präſi⸗ 
deuten des Nabe. h be aus einem Erkenniniß des Oberappellations⸗ 
Gerichts zu Lübeck. Ich babe nun dieſes Erkenntniß durchgeleſen und ge⸗ 
funden, daß dariu klar und ausdrücklich ausgeſprochen iſt, der 9 
babe aufgehört und ſei durch das Deutſche Reich erſetzt worden. Die Stelle 
bat der Präſident des Reichs ſuſtizamtes allerdings nicht mitgetheilt, ich habe 
fie aber in Folge des Durchleſens des Erkenntniſſes gefunden. An einer 
anderen Stelle wird ausdrücklich anerkannt, daß die Controlbeamten in 
8 wbs zur Controle nothwendig ſei, den Charakter der Reichsbeamten 
ragen. . 

Steht es alſo feſt, daß dieſe Ausgaben factiſch Ausgaben des Reiches 
ſind, ſo liegt es ganz klar, daß ſie vorgelegt werden müſſen. So iſt auch 


acht Jahre lang unter Anerkennung des Bundesraths gebandelt worden; 


nun frage ich, was ſteht denn noch feſt, wenn dieſe Frage zweifelhaft wäre. 
Wohin ſoll ein Staatsweſen kommen, wenn 8 Jabre lang ein Verfaſſungs⸗ 
recht gleichmäßig und wiederholt anerkannt wird, und wir hören dann 
plötzlich aus dem böchſten Munde, wir haben das bis jetzt nur geſcheben 
laſſen. Auf einmal nach 8 Jahren thut der Reichskanzler der Welt kund, 
daß wir kein einbeilliches Reſchsweſen find, ſondern zum Theil eine Con⸗ 
föderation. Das aus dem Munde eines prakliſchen Verwalters des Finanz⸗ 
weſens hören zu müſſen, hat mich ganz außerordentlich überraſcht. Was 
ſoll nun die Anonymität der Erllärungen vom Bundesratbstiſch? Wir 
wiſſen gar nicht, wer uns eigentlich gegenüberſteht. Bis geſtern glaubten 
wir, wir hätten es mit der Erklärung des Bundesraths zu kbun; erſt durch 
einige Widerſprüche der Regierungsvertreter kam die Erklärung heraus, daß 
der Bundesrath mit der Sache noch gar nicht befaßt geweſen ſei. Wer 
war nun befaßt mit der Sache? Herr Scholz allein, oder hat der Reichs⸗ 
kanzler die Initiative ergriffen oder die Reichsregierung? Ich nehme au 
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ed fei der Herr Reichskamler und es iſt mir in der That im böchſten Grade] faßt — ift der Zollverband des Deutſchen Rei 
unlieb, daß der einzig verantwortliche Mann im Reiche nicht anweſend ift, | anzebörige Inſtitution, er dat nach den Artit 
um feine Gründe zu vertreten. Die Baſis für den Antrag der Commiſſion eine ganz beſtimmte, feſte 
ſcheint mir bundertfach verſtärkt dadurch, daß der Bundesrath ſich über die 
Sache noch 5 nicht ausgeſprochen hat. Mit dem Vertuſchen und Ver⸗ 
Abele der Sache bis die Angelegenheit ausgeführt fein wird, iſt uns nicht 
geholfen. ? 5 
Die „Nordd. Allg. Ztg.“ bat uns allerdings großer Janoranz gezieben, 
daß wir nicht wüßten, daß der Zollverein nicht unter der Leitung des Reichs⸗ 
kanzlers, ſondern des preußiſchen Finanzminiſters ſtebe. Es ſcheint alſo 
bier eine ſehr böſe Concurrenz zwiſchen Herrn Bitter und dem Reichskanzler 
ſiattzufinden. (Heiterkeit) Ich würde Herrn Bitter ratben, nicht zu hart⸗ 
nädig zu fein; ich muß aber anerkennen, daß der Vertreter der preußischen 
Regierung im Abgeordnetenhauſe das Recht des Reichstages zur Feſiſtel⸗ 
lung dieſer Angelegenheit anerkannt bat. Vielleicht theilt uns Herr Bitter, 
der anweſend iſt, ſeine Anſicht mit. Man weiß in der That nicht, gebt der 
Widerſtand vom Leiter des ſogenannten Zollvereins oder vom Reichskanzler 
aus. Das wäre eine Art von Miniſterſtreitigkeiten, die uns gar nicht in: 
tereſſiren. Wir können uns aber nicht begnügen, wenn der preußiſche Fir 
nanzminiſter ein verfaſſungsmäßiges Recht in Anſpruch nimmt und uns 
damit beſtreitet. Er iſt uns gar nicht verantwortlich; wir kennen nur einen 
verantwortlichen Mann, den Reichskanzler, wir kennen kein Haupt eines 
Zollbundesraibs, das ſich als preußiſcher Finanzminiſter oder als Reichs⸗ 
Lanzler bezeichnet. Ich komme jetzt auf die politiſche Seite. Weshalb hat 
man dieſe Doctorfrage erfunden? Weil man Altona und Wandsbeck in 
das Zollgebiet ziehen will, um Hamburg etwas feſter zu umarmen. Dieſem 
Zollanſchluß ſtehe ich vollkommen neutral gegenüber und bin durchaus nicht 
im Voraus der Meinung, daß ein ſolcher Antrag um jeden Preis zurück⸗ 
gewieſen werden muß. Hätte die Regierung denſelben ordnungsmäßig dem 
Hauſe vorgelegt, ſo bin ich überzeugt, daß die Sache lediglich nach Ver⸗ 
dienſt entſchieden worden wäre. Statt deſſen drängt man gewaltſam auf 
die Durchfübrung und macht eine große Verfaſſungsfrage daraus, vielleicht 
mit dem ſtillen Hintergedanken, daß der Reichstag, wenn ſeine verfaſſungs⸗ 
mäßigen Rechte in Frage kommen, ſich ſchließlich zu einem Vergleich ber 
beilaſſen wird in dem Sinne, daß einerſeits die verfaſſungsmäßigen Rechte 
re werden und andererſeits das bewilligt wird, was die Regierung 
ordert. 

Das iſt es, was ich gerade an dem ganzen Syſtem unſerer Regierung 
tadle, daß wir behandelt werden nicht wie eine Landesvertretung von der 
Landes⸗Regierung bebandelt werden ſoll, ſondern nach den Regeln, die in 
den Verhandlungen zwiſchen zwei verſchiedenen Staaten gelten, daß jede 
Klugbeit der Diplomatie zu Hilfe genommen wird — und darin iſt uns ja 
natürlich der Reichskanzler wunderbar überlegen — um Auskunftsmittel, 
die wir noch gar nicht überſehen, vorzubereiten und anzuwenden. Wir 
wünſchen, daß uns die Fragen offen und klar vorgelegt und von uns offen 
und klar beantwortet werden; wir wollen nicht, daß gegen irgend wen ein 
Juan ausgeübt werde, um Rechte — zwar nicht rechtswidrig, aber durch 

onceſſionen der in Angſt geſetzten Leute zu erreichen. Ich werde gewiß 
dem Reichskanzler zum größten Danke verpflichtet fein, wenn er durch die 
Macht feiner Perſönlichkeit im Stande iſt, für das Deutſche Reich Alles zu 
erreichen, was er vielleicht allein durchſetzen kann, aber auf geradem Weg 
und nicht auf Umwegen, nicht durch Mittel, die auswärtigen Staaten 
gegenüber berechtigt fein mögen, bei denen aber die etbiſchen Regeln nicht 
zur Geltung kommen. Dadurch gewinnt das Reich gar nichts. Vielleicht 
tritt bei Lebzeiten des Reichskanzlers manche Erleichterung ein, aber das 
deutſche Volk muß ſich auf längere Zeit einrichten, als auf dieſe Lebenszeit 
und muß nicht nur an Macht und Anſeben ſich entwickeln, ſondern gleich⸗ 
zeitig eine etbiſche Stärke mit in die Zukunft hinein nehmen, damit, wenn 
die gewaltige Hand zicht mehr fein wird, um feine Intereſſen zu wahren, 
ſondern wir, die Schwachen, uns lediglich auf das Recht und die Ber: 
faſſung berufen müſſen, dieſes Mittel dann feine Wirlſamkeit nicht verſagt. 
Wir wollen Erfolge, die durch das moraliſche und freie Bewußtſein des 
Deutſchen Reichs auf Grundlage der Verfaſſung, des Rechts und des Ge⸗ 
ſetzes erreicht werden, und in dieſem Sinne bitte ich Sie, ſich unſerm Proteſt 
anzuſchließen, indem Sie unſern Antrag annehmen. (Beifall.) 1 

Abg. v. Helldorff⸗Bedra: Ich habe im Verein mit meinen politiſchen 
Freunden Ihnen einen Antrag vorgelegt, zu deſſen Erläuterung ich Ihnen 
darlegen will, wie er in Bezug zu den anderen vorliegenden Anträgen ftebt. 
Wir werden für den Antrag Kardorff ſtimmen, indem wir eine Entſcheidung 
der Rechtsfrage in dieſer Lage der Sache ablehnen, wir ſprechen aber in 
meinem Antrage aus, wie wir künftig die Sache geſtellt zu ſehen wünſchen. 


einem Conflict nicht die Rede. 


ämter entgegentreten. 


ämter, 


— nicht unter dem Reiche ſchatzamt. 


Linie unter dem preußiſchen Finanzminiſter. 


Reichsinſtitutionen ſeien. 


nicht erhalten können. 
nicht der 
genommen und dem hohen Haufe vorgelegt. 


Sollte aber die 
darum handeln, ob 


wegs der 


deckt ſich offenbar Zollverband mit Reich 


können. 
Abg. Dr. H 


indem ſie die Sache als 


33—40 der Reichverfaſſung } 
l tellung, nach der er von der Reichsregierung] welche die Bruttoeinnahme macht, welche von dieſer Bruttocinnahme gewiſſe 
bisher beurtbeilt worden, und die meiner Meinung nach gar nicht den Con: | Abzüge macht und alsdann erſt dieſe Reineinnahme an die Reichskaſſe abs 
fliet involviren kann, wie er von dem Abg. Lasker in ſo En Zügen | führt. I 

baralterifirt worden ift. Der Zollverband des Deutſchen 

jetzt exiſtirt, exiſtirt auf Grundlage der Verfaſſung und des beſtebenden Rechts] brauchsſteuereinnahmen macht, in demſelben Augenblick bleibt eine Ein⸗ 
und die Reichsregierung bat bisher nichts weiter gethan, als dies Recht zu nahme des Reichs übrig, und mithin iſt es ganz gewiß, daß dann der 
vertreten. Ob ein Conflict daraus bervorgehen wird, wie er angedeutet] Artikel 69 auf derartige Einnahmen beziehentlich auf derartige Ausgaben 
worden iſt, kann ſich erſt zeigen, wenn der Reichstag fein Votum abgegeben | volle Anwendung finden muß und daß der Artikel 38 in dieſer Beziehung 
und der Bundesratb zu dieſem Votum Stellung genommen baben wird. keine Limitirung geben kann aus dem einfache Grunde, weil die thate 
Nach Lage der Sache iſt im Augenblick, ſoweit ich das überſehen kann, von] ſächliche na von der der Artikel 38 ausgeht, in dieſem Falle 


Dann möchte ich noch einigen Anſichten bezüglich der drei Reichszoll⸗ 


änel: Ich freue mich, daß der preußiſche . bon | Lübeck, welche fie widerlegen wollen. 
mir geſprochen hat. Schon der Endſatz ſeiner Rede bewei 

Befürchtungen der rechten Seite dieſes Hauſes gegenüber unſerer Refolution, an das Reich abzuliefern, die Erhebung der Zölle erfolgte von den Staaten, 
einen Conflictsanfang bingeftellt hat, gänzlich] der Beamte beziebe daher feinen Gehalt nicht aus einer Reichs⸗ ſondern aus 
grundlos find. Denn der Finanzminister ſagt: das liegt abſolut nicht vor, feiner Landeskaſſe, unterzeichnet kaiſerl Hauptamt ſei gleichgültig, die be⸗ 
nem : boͤchſtens eine Verſchiedenheit der Rechtsauffaſſung, welche der Bundesratd, | jondere Etatsaufſtellung als Reichszollämter fei irrelevant. weil ſie in dem 
Es iſt eine Conſequenz dieſer Stellung, daß unſer Antrag und der des; ſoweit fie von dieſer Seite bier vertheidigt wird, in eine gewiſſenhafte Er: publicirten Etat nicht ſtehe. 


eine dem Reiche organiſchf ſezung dat, daß die Neichskaſſe mit irgend einer anderen Kaſſe in Abs 
rechnung ftebt, daß es eine don der Reichskaſſe verſchiedene Kaffe giebt, 


n dem Augenblick, wo nicht eine von der Reichskaſſe verſchiedene 
eiches, wie er] Kaſſe irgend welche Einnahmen, alſo etwa auch Zolleinnahmen oder Ver⸗ 


nicht vorhanden iſt. 
Wenn dies richtig iſt, fo lautet alſo unſer Beweistbema dahin, daß 


Dieſelben find allerdings mit Beamten beſetzt, die] ſämmtliche Einnahmen, die von den kaiſerlichen Hauptzollämtern in Bremen, 
allen deutſchen Ländern angebören und die, wenn fie in den Reichszoll⸗ Hamburg und Lübeck gemacht werden, Einnahmen der Reichskaſſe find, und 
ämtern nicht mehr verwenvbar find, in ihr Heimalhland zurückkehren. Ihre i 
Bezahlung erfolgt, wie Herr Delbrück ſehr richtig bemerkt hat, nicht aus der 
Reichstaſſe, ſondern aus den Einnahmen der ? 
Weile, wie die Verſaſſung dies für alle Zollausgaben feſtſetzt. Nun ift aber] mäßigen Zweifel keine Rede fein. Nun foll Ihnen der Bundesrath felbft 
aus dieſer richtigen Vorausſetzung der unrichtige Sch ! 
daß ei drei Zollämter Reichsämter ſeien. Dieſelven find nicht Reichs-] Gutachten des Bundesraths, welche die von mir aufgeſtellte Behauptung 
ſondern gehören einem Verbande von Zollintereſſenten an. Sie vollkommen Harftellen und anerkennen. Es giebt Beſchlüſſe und Gutachten 
ſteben nicht unter einer Reichsbebörde — und das iſt hierbei entſcheidend des Bundesratbs, die uns bisher verſchwiegen worden find (Obo! rechts), 
1 Sie werden nicht bon Reichswegen, die uns bisher verſchwie zen ſind, welche beſagen, daß bie Einnahmen 
durch Reichszollcontroleure verwaltet, ſondern ſtehen in erſter Linie unter] der kaiſerlichen Hauptzollamter Einnahmen des Reiches ſind und die Aus⸗ 
den Provinzialſteuerdirectoren von Altona und Hannover und in zweiter] gaben, die dafür geleiſtet werden, Ausgaben des Reiches. Es iſt ein be⸗ 
a Es wäre alſo eine Anomalie] jtimmter Fall, auf Grund deſſen dieſe Entſcheidung des Bundesratbs ges 
ohne Gleichen, wenn man behaupten wollte, daß dieſe ſo 1 Aemter | troffen worden iſt, ein Fall, der zu meinem Erſtaunen in der Commiſſion 
ir haben ja im Zollweſen 
beſtimmteſter Art, Reichszollcontroleure, Zollbeamten, die doch auch im Etat] fait jagen empört darüber, fo daß ich hoff 
ſteben und unmittelbar unter den Reichsbebörden ſtehen. i 
Aemtern trifft dies jedoch nicht zu, und in meiner Eigenſchaft als preußi⸗ von einem Erkenntniß des Lübecker Oberappellationsgerichts die Rede ge⸗ 
ſcher Finanzminiſter muß ich beſtimmt daran fefthalten, daß fie unter mic] weſen, welches die Behauptung aufgeſtellt babe, daß die Ausgaben diefer 
Heben. Einen Auftrag von Reichswegen babe ich dazu nicht erhalten, auch Kaſſen für ihre Beamten nur aus Landeskaſſen geleiſtet und nicht aus 
1 a Es iſt geſtern behauptet worden, dieſe Aemter Reichsmitteln bezahlt würden. Nun, gerade dieſes Erkenntniß iſt Gegen⸗ 
müßten als Reichsämter betrachtet werden, weil, wenn dies nicht der Fall] ſtand einer principiellen Erörterung im Bundedrathe geweſen und bat zu 
wäre, die Ausgaben für dieſelben völlig in der Luft ſchwebten. Dies ift| einer ganz beſtimmten Entſcheidung geführt. 


weitens, daß diejenigen Aus zaben, die für die Zollämter gemacht werden, 
n N Ausgaben der Reichskaſſe find, nicht etwa Einnahmen und Ausgaben irgend 
Zölle ſelbſt, genau in der einer Landeskaſſe. Beweiſen wir dies, dann kann bon einem verfaſſungs⸗ 


luß gezogen worden, dieſen Beweis führen. Es giebt ausdrückliche Beſchlüſſe und ausführliche 


eichsinſtitutionen] zur Conteſiation gekommen ift, ich muß ſagen, ich bin erſtaunt, ja ich muß 
offe, das Citat Laskers iſt nicht 


Bei dieſen] richtig. Es iſt mir vorhin berichtet worden, in der Budgetcommiſſion ſei 


ämlich der Fall iſt folgender. 


Fall. Die Ausgaben für dieſe Aemter find fortwährend feitgeftellt | Ein Bremer Beamter des kaiſ. Hauptzollamts war zur Steuer in Bremen 
worden vom Bundesratb, in der gewöhnlichen Weiſe auch in den Etat aufs berangezogen worden, er batte dagegen geklagt, und das Oberappellations⸗ 


gericht in Lübeck hatte ihm allerdings die Steuerbefreiung zuerkannt n 


rage als eine unklare betrachtet werden, ſollte es fi | Maßgabe des Geſetzes über die Doppelbeſteuerung von 1870. 
5 — teußen feine Bere 3 a feln 1 15 1 
od die Reichszollamter ganz und gar aufgeboben werden ſollen, fo ließe Rh | dem kaiſerlichen Hauptzollamt oder beſſer geſagt, aus der Reichskaſſe feine 
ja darüber discutiren, rathen könnte ich dazu nicht, denn ich glaube nicht, Beſoldung empfing, | —. — 

daß dieſe Zuſtände dadurch verbeſſert werden könnten. Es hängt dies im an feinem Gehalte unterliegen mußte. 
Weſentlichen mit der Ausführung zuſammen, daß das Reich, wie wiederholt] aus einer Landeskaſſe empfing, dann wäre er in Bremen nicht zur Stener 
angedeutet worden iſt, ſich mit dem Zollverbande nicht deckt. Dies iſt keines⸗ heranzuziehen geweſen. Das 


Es lag aber nun der Fall fo, daß, wenn der betreffende Beamte bei 


odann derſelbe in Bremen dem Beſteuerungsrechte 
Wenn er aber feine Beſoldung 


Oberappellationsgericht entihied ſich für 


r Fall und es iſt deshalb auch die Concluſion des Herrn Abg.] letzteres von der 3 ausgehend, derſelbe werde nicht aus einer 
Lasker binfallig, daß in Deutſchland kein vollendetes Verfaſſungsleben, Reichskaſſe bejablt. Der 

ſondern daneben noch ſelbſtſtändige Conföderationen beſteben. Es ift von eine derartige Entſcheidung, die allen feinen bisherigen Anſchauungen und 
ener (linken) Seite wiederbolt betont worden, daß 
Luxemburg, dem Zollverbande des Deutſchen Reiches nicht angehörten, daß 
es aber die Unbedeutendbeit dieſer Gebiete gleichgiltig erſcheinen ließe, ob zu Überweiſen. Dieſe vereinigten Ausſchüſſe haben nun alle jene Punkte, 
fie dem Zollverbande angehörten oder nicht. Anders ift es aber doch mit] die hier bisher überhaupt in der Debatte zur Erörterung gekommen 
den großen Handelsſtädten Bremen und Altona. Bremen und Altona ger] find, unterſucht und im Sinne unſerer Reſolution entschieden. (Hört! 
bören dem Zollverbande nicht an, zweifellos 78 305 Deutſchen Reich, dier Hört!) Auf Grund dieſes Gutachtens bat dann der Bundesrath beſchloſſen 
nicht. 
zufügen, daß die Reichsverfaſſung ganz zweifellos beſtimmt, welche Theile] bei den kaiſerlichen Hauptzollämtern in Hamburg, Bremen und Lübeck an⸗ 
des Vertrages von 1867 beſteben ſollen, welche Aenderungen getroffen geſtellten Beamten nicht aus Landeskaſſen, fondern aus Reichskaſſen (Hört! 
werden ſollen und in welcher Weiſe fie geſetzlich eingeführt werden follen. | hört) bezogen worden. Ich babe Ihnen vorbin gejagt, daß in dieſem Gutachten 
Ich glaube übrigens, daß die Anſichten ſich hierüber werden ausgleichen] der beiden vereinigten Ausſchüſſe alle diejenigen. Fragen, die bisber bei uns 
Das Haus wird, wie geſagt, über die Frage votiren, und ich erörtert worden ſind, unterſucht und in unſerem Sinne entſchieden worden ſind⸗ 
glaube beſtimmt ausſprechen zu können, daß der Bundesrath die Folgen] Ich werde Ih 
dieſes Votums in gewiſſenhafte Erwägung nehmen wird. 


undesratd ſab ſich in Folge deſſen veranlaßt, 


kleine Gebiete, wie] Vorausſetzungen widerſprach, den beiden vereinigten Ausſchüſſen, nämlich 
für das Bolls und Steuerweſen und dem Ausſchuß für das Juſtizweſen 


möchte nur noch hin ⸗[am 30. Septemper 1876, Protokoll § 238 zu erklären, daß der Gehalt der 


nen das beweiſen. Die vereinigten Ausſchüſſe in ihrem Berichte 
ſtellen voran diejenigen Behauptungen des betreffenden Erkenniniſſes von 
t olle ieſe Behauptungen find folgende: Die 
„daß die großen] Kaffe des Hauptzollamtes ſei keine Reichskaſſe; fie habe blos Reinerträge 


Gegen alle dieſe aufgeführten Punkte ge 


Herrn v. Kardorff dem Commiſſionsantrag gegenüberſteht, und ich bitte] wägung ziehen wird. Mit Bezugnahme auf dieſe Erklarung find wir nicht nunmehr das Gutachten des betreffenden Ausſchuſſes vor und ſtellt zunächſt 
den Herrn Präſidenten, ihn auch in dieſer Folge und vor dem Antrag der] nur im Recht, wenn wir die en nan Reſolution faſſen, ſondern dazu feſt, daß ſämmtliche Einnahmen, welche von den Hauptzollämtern gemacht 


Commiſſion zur Abſtimmung zu bringen. Wir ſteben vor allem dem Stand⸗ geradezu auch durch den preußiſchen 


inanzminiſter provocirt worden, indem] werden, nicht für Rechnung irgend eines Einzelſtaates gemacht werden oder 


punkt der Commiſſion gegenüber, welche jetzt eine Rechtsentſcheidung treffen es ſich nunmehr nicht mehr um eine formelle, ſondern eine materielle Frage überhaupt nicht gemacht werden durch irgend welchen Ein, elſtaat, ſondern 
will. Dies wollen wir nicht, denn wir glauben, daß dieſe Rechtsentſcheidung handelt, ob wir nämlich das in der Reſolution behauptete verfaſſungsmäßige ausſchließlich fur das Reich und auch vom Reich ausſchließlich erhoben 
auch an ſich nicht leicht iſiß und daß die Herren von der linken Seite ſich] Recht wirklich beſitzen oder nicht. Die verſchiedenen Parteien daben bierzu | werde 


die Sache leichter machen als fie es iſt. Der Beſitzſtand, von dem ſie eine verſchiedene Haltung genommen. Die Conſervativen verleugnen wieder 
ſprechen, entſcheidet doch nicht über einen wirklichen Rechtszuſtand. Sie] unſere conſtitutionellen, d. b. verfaſſungsmäßigen Rechte. ö 3 1 
i Herrn v. Helldorff bedeutet nichts weiter, als: wir ſprechen einer at: und vom 15. November 1868 und vom 19. October 1869. Dieſe Reſcripte 


berufen ſich ferner, ich möchte ſagen, auf ein conſtitutionelles Naturrecht. des 


erden. 
n f Zum Beweife deſſen Rellt das Gutachten folgende Thatſache feſt: einmal 
Die Reſolution] drei Referipte des preußiſchen Finanzminiſters, namlich vom 15. September 


Ich glaube, in juriftiichen Fragen entſcheiden nicht derartige Ideale, ange⸗ jährigen Praxis entgegen dem Reſchstage jetzt das Recht gewiſſer budget: ordnen an, daß die Einnahmen bei den kaiſerlichen Haupt⸗Zollämtern nicht 


ſtrebte Ziele u. dergl., 


ſondern die Auslegung beſtehender Verträge, ge | mäßiger Bewilligungen ab und 
gebener Geſetze. 


begen nur den frommen 
eben Sie werden mir zugeben müſſen, daß über dieſe Auslegung | in dieſem Zuſtande eine Beſſerung berbeizuführen. Darüber muß Klarheit] fie alſo nicht Landeskaſſen ſeien. ö 
dier im gegebenen Falle ernite Zweifel beitehen, daß Behauptung gegen] befteben, und es iſt gut, wenn wir wiſſen, wie gerade die conferbatibe| Hauptmoment führt nun der betr. Bericht an, daß ja auch 


unſch, künftig] mehr durch die preußiſchen Kaſſen und Rechnungen zu laufen haben, da 
’ Sodann als 11 Thalſache und als 
aus dem Etat 


Behauptung . Herr Abg. Lasker bat ſich bei der hiſtoriſchen Darſtellung] Partei überall gegenüber derartigen Verfaſſungsrechten ſteht. Wir haben] dieſe Sachlage vollkommen erkennbar ſei. Wenn Sie unſeren Etat in den 
dieſer Verbälmiſſe auf die unter uns weilenden lebendigen Geſchichts⸗ bis jetzt noch nicht eine einzige Verfaſſungsfrage bier aufwerfen ſehen, wo] Einnahmen anfeben, jo finden Sie, nachdem die beſonderen Einnahmen des 
ſchreiber berufen, ich geſtehe, daß mir zur wirklichen Streitbeurtbeilung der] nicht die Herren dadrüben (rechts) immer und immer wieder bekundet haben, Staates Preußen für Rechnung des Reiches gebucht ſind, kaiſerliche Haupt⸗ 
Dinge die todlen Geſchichtsſchreiber in ihrer Objectivität dadurch, daß ſie] daß eine conſtitutionelle Vertretung eigentlich eine gemeinſchädliche Inſti⸗] zollamter zu Lübeck, Bremen, Hamburg. Dieſe Einnahmen find nicht etwa 


dem, worüber fie ſchreiben, ferner ſtehen, lieber ſind. Wollen wir alſo im] tution iſt, die man unter dem Vorurtbeil der 
Augenblick die Rechtsfrage nicht entſcheiden, fo verſchließen wir uns doch gebenen Gelegenheit beſchneiden muß. Das 
keineswegs der Logik der Thatſachen; es kann ein 


eit dulde, aber bei jeder ge⸗ als preußiſche Einnahmen gebucht, ſondern Sie finden ſie eben als Ein⸗ 
7 ; aben wir geſehen bei jenem nahmen unmittelbar dieſer kaiſerlichen Hauptzollämter. Es ergiebt ſich auch 
uftand, wie er gegen: Vorgange, wie in unſer verfaſſungsmäßiges Recht eingegriffen iſt in Bezug aus unſerem Etat, daß die Einnahmen nicht etwa durch irgend welche 


wärtig in Bezug auf die drei Reichs⸗Zollämter beiteht, nicht fortdauern.] auf die richterliche Unterſuchung, bei dem Geſetzentwurf über die Redefreiheit] Landeskaſſe bindurchgeben, daß fie nicht in Verrechnung ſteben zwiſchen 


Ich bemerke Hierbei, um ein Mißverſtändniß auszuſchließen, daß wir in] und jetzt wieder bei dem über die zweijährige Budgetperiode. 


unſerem Antrag lediglich die beſtebenden drei kaiſerlichen Hauptzollämter 
meinen, in 


ſtattfindet. 


Landes⸗ und Reichskaſſen, ſondern daß viele Einnahmen auch nach Maßgabe 


Nun kommen einige Zweifel, ob wir ein verfaſſungsmaäßiges acht Jahre unſeres Etats unmittelbar durch Reichskaſſen gemacht werden. Nun weiſt der 
1 Bezug auf welche eben die Anomalie ſtattfindet, daß keinerlei] beſtehendes Recht weiter behaupten follen oder nicht, ſofort find auf den Bericht auch nach, daß auch ſammiliche Ausgaben, die in Bezug auf die taiſer⸗ 
budgetmäßige Mitwirkung bei Bewilligung des Aufwandes für dieſelben] Widerſpruch des Staatsſecretärs die Herren Conſervativen bereit, auch dieſes] lichen Hauptzollämter gemacht werden, nicht 


etwa von irgend einer preußl⸗ 


Recht als nicht vorhanden zu declariren. Der Standpunkt des Herrn von ſchen Kaſſe beſtritten werden, ſondern daß ſie unmittelbar aus Reichska en 


Wir verſchließen uns alſo nicht der Nothwendigleit, dieſe Anomalie zu] Kardorff iſt nicht beſſer, denn einer entſchiedenen Ableugnung eines de⸗ bestritten werden. Dies wird dadurch bewieſen, daß dieſe Kosten, ſeitdem 
beſeitigen; es find das Koſten, die weder in den Einzelſtaaten, noch im] ſtimmten Rechts von der einen Seite einfach e en e wir wollen] dieſe kaiſerlichen Hauptzollämter organiſirt find, nicht mehr in den preuß chen 


Reiche zur budgetmäßigen Verbandlung kommen. Was thun wir, wenn die Entwickelung abwarten, es iſt noch keine Zeit, um unſern Rechtsſtand⸗ Pauſchſ 


ummen Etat aufgenommen find, wesbalb fie in unferem Rei ds 


wir nach dem Antrage der Budget⸗Commiſſion bier ausſprechen: das iſt er zu markiren, das heißt nichts anderes, als das gegebene Recht der] baushaltsetat etatifirt werden mußten. Es wird ausdrücklich geſagt gegen⸗ 


Recht? Wir halten, wie es von anderer Seite bezeichnet worden iſt, einen] factiſchen Entwickelung anheim geben. 


5 5 5 Sntu ö Da habe ich lieber einen offenen über den betreffenden Se aßen des Erkenntmiſſes: „viele Etals haben 
geſetzgeberiſchen Monolog, indem bon der anderen Seite eine Behauptung, Gegner, wie die conſervative Seite, als einen verſteckten, wie die Freicon⸗ der fa 


Beratbung und Beſchlußfaſſung des Reichstages unterlegen.“ Der 


die der unſerigen dae. b ausgeſprochen wird, und die Sache bleibt | ferbativen, welche das Recht tbatſächlich aufgeben, und fi nur in einer publicirte Hauptetat entbält allerdings die Geſammtreſultate der Special⸗ 


vollſtändig beim Alten. glaube nicht, daß 


das Anſehen des Reichs⸗ allgemeinen Redewendung die Möglichkeit ſchaffen, davon zu jrrehen, daß 
Fr durch häufige Vorgänge diefer Art gewinnt. Ich kann mich der Ans | fie eintretenden Falls verfaſſungsmäßige Rechte in Schutz ne 


er Bericht fährt dann weiter fort: 


etats, die damit ſanctionirt find. f 
ek Ausdruck „Kaiſerliches 


men. Was „Es iſt daher keineswegs unbegründet, auf den 


t des Abg. Lasker in dieſer Richtung nicht anſchließen, indem er das] nun die Erklärung des Finanzminiſters betriſſt, ſo dat mich beſonders ge⸗ Hauptzollamt“ Gewicht zu legen. Derſelbe bezeichnet das Verhältniß viel⸗ 


Recht authentiſcher Interpretation für ſich in Anſpruch nimmt. Er wird] freut, daß er jene 
mir wobl ſelbſt desde, daß das nur gewiſſermaßen ein Lapſus geweſen] vereins neben dem 
iſt, denn Sie Alle ſind ſich doch darüber einig, daß der 


abſolut nichts bedeutet. Wir ftimmen hier im Reichstage aus den ver⸗ Aug iſt. Der Finanzminiſter hat ausdrückli 
ſchiedenſten Motiven über die Geſetze und Vorlagen, das, was ein Einzelner] Einrichtung des Zollweſens aufgebe in das 
davon denkt oder eine Partei als Ueberzeugung ausſpricht, ift deshalb noch vollkommen zufrieden. 
nicht die Ueberzeugung des Hauſes und deshald noch nicht das 
Geſetzgebers, ſondern nur das Motiv eines recht kleinen Partikelchens der und furchtſame Gemüt 
Geſeßgebung. Der Abgeordnete Lasker ſagt, wobin ſollen wir kommen, maßiges Recht bier zu 
wenn wir in dieſer Weite ein Staatsweſen verfahren. 

ſo auf; die Volksvertretung lebt gewiſſermaßen mit der 


er davon ab 
ehaupten. DD. 


gierung in einer | Regierungen, 


für das Richtige, daß wir das ausſprechen, was wir geftaltet zu ſehen 


vor der Rechtsauffaſſung des anderen Theiles. Deshalb bitte ich Sie, den anſchluß zu 


fall rechts.) 

Bundesbevöllmächtigter, preußiſcher Finamminiſter Bitter: Ich habe in liches Etats recht ni 
Bezug auf einige 
einige Erklärungen abzugeben. 7 
des Abg. Lasker, daß alle die Bemerkungen in den öffentlichen Blättern, zugnahme auf dieſen 
wonach der preußiſche Finanzminiſter der Chef des Zollverbandes ſei, aus] und Ausgaben des Reichs etatiſirt 


unächſt bemerke ich 


ſchatzſecretär hervorgegangen ſei, abſolut unrichtig iſt. 


weſen im Allgemeinen zu haben, bon einem Conflict aber zwiſchen mir und nahmen aus den Zöllen und 


Deutſchen 


fchr. ein 

as die Sache ſelbſt betrifft, fo bewegen | dem, was ich %h 
ch falle die Sache wir uns in folgender Deduction. Vor uns li 
ltona und Wandsbeck in den Zo 
Ehe, fie müſſen gemeinſam mit einander fertig werden, und ich halte es] Anſchluß bereitet aus der Reichskaſſe zu beitreitende Koſten. 
e Etatsmäßig würden ſich diefe in der Gtatifirung der kaiſeriichen Haupt⸗ legung dieſes Etals als unſer Recht in Anſpruch genommen worden. ur 
wünſchen, und der Wunſch, den wir aussprechen, wird wahrhaftig nicht an zollamter darstellen. Weil dies der Fall iſt, fragt es fi, ob der Bundes: de 
Gewicht verlieren, wenn er verbunden iſt mit der ſorglichen, feinen Achtung] rat . it, ohne Aenderung des uns vorgelegten Etats jenen Zoll-| wollte und blos aus Gefälligkeit gegen uns, alſo im Sinne einer 
ewirlen, oder nicht. Daß wir ein etatsmäßiges 9 i 
Antrag von Kardorff zuſammen mit unferem Antrage anzunehmen. (Bei⸗ über dem Zollanſchluß nicht haben, erſt dazu ift die Theorie erfunden | hat. ö 
- worden, daß mit Bezug auf dieſe kaiſerlichen Hauptjollämter uns ein eigent⸗ den Erörterungen dies als unſer verfaſſungsmaßiges Recht anerkannt 

5 zuſteht, daß uns dieſe Gtat3 nur informationis } N 
Punkte, die mir als preußiſchem Finanzminiſter naheliegen, causa zugeftellt worden find. Dann muß man ſich aber mit dem Art. 69 in dieſem Falle zwiſchen den beiden betreffenden Factoren vor, und dies 
„ daß die Auffafiung | unſerer Verfaſſun we Der Herr Schapfecretär hat geftern mit Bes nennt man nicht mehr blos Praxis, 
ztitel allerdings zugeſtanden, daß alle Einnahmen] Wer dann einen ſolchen auf gegenjeitiger Anerkennung beruhenden Rechts⸗ 
; } \ : ) 8 3 und durch Geſetz feftgeitellt werben | zuſtand einfeitig durchbricht, — der durchbricht die Verfaſſung ſelbſt! (Sebr 
einem Conflict zwiſchen dem preußiſchen Finanzminiſter und dem Reichs⸗ müßten, aber, indem er den Nachdruck auf das Wort „ 
eta \ € ) Als preußiſcher] zirte er, daß diejenigen, die nicht ſolche des Reichs find, natürlich von 
Finanzminiſter glaube ich allerdings einen berechtigten Einfluß auf das Zolls unſerem Clatsrecht ausgeſchloſſen find und daß nach 
erbrauchsſteuern nur diejenigen ſeien, welche erdeben können gegen ber der Frage der Erwerbung von Altona und 


ichion von einem organiſchen Beſtehen des alten Zoll] mehr gan, klar. (Große Heiterkeit links.) 
eutſchen Reiche ſchlechterdings aufgegeben dat, denn 
\ Ausſpruch eines] wenn er geſagt bat, daß der Zollverband des 
Einzelnen im Reichstage auch bei dem Schweigen des Reichstages gegen⸗ kommen übereinſtimmt mit den Grenzen des Deutſchen Reiches, ſo 
über dem Schweigen von anderer Seite für die wirkliche Rechtsauslegung] etwas gejagt, was in Bezug auf unſere organiſche Einrichtung ganz gleich⸗ vorliegenden Sache J 
anerkannt, daß die organische | zwiſchen conſtitutioneller Vertretung und einer Regierung herbeiführen kann. 
N ) eulſche Reich; damit Ber 
1 1. Allerdings muß ich geſtehen, 
Motiv des] Deduction immer nur he eine Vogelſcheuche gehalten, dazu deſtimmt, ſchwache klar zu ſtellen, welche Stellung der Bundesrath bereits in dieſer 


Es iſt der Bericht Nr. 58 der Druckſachen des Bundesraths in = 

eiches nicht doll | Seſſion von 1875/76. Ich muß allerdings beklagen, daß der Schatzſectetär 
bat er als Vertreter des Reichskanzlers nicht diejenige Offenheit in der uns bus 

bewieſen hat, die allein ein gedeibliches Verbälint 


bin ich 


Schapfecretär wäre wohl verpflichtet gereſen, uns davon Kunde zu 
n, ich habe dieſe ganze geben (Sehr wahr! links), 2 — in contradictoriſcher Weiſe die Sache klar 


unſerer 


beſtimmtes verfaſſungs⸗ Streitfrage eingenommen dat. Ich glaube, ich thue am beiten, wenn i 


nen bier borgetsagen babe, nichts binzufüge. Daß jetzt 


t der Plan der verbündeten] nicht mehr die Rede davon fein kann, daß wir einfeitig einen Conflict vote 
verein einzuſchließen. Diefer | bociren, legt auf der Hand, ebenſo, daß wir und nicht einſeitige 
0 


Rechte 


aumaßen. Von unſerer Seite, von Seiten des Abg. Richter iſt die Bor» 


der Bundesrald daſſelbe nicht anerkennen 
i Praxis, 
echt gegen⸗ wie fie von jener Seite behauptet worden iſt, dieſe Ctats doch vorgelegt 
Wir willen jetzt, daß der Bundegr 


konnte man zweifeln, o 


in vollkommen zutreſſen⸗ 
dat. Es liegt alſo eine vollkommene Uebereinſtimmung der Rechtsauffaſſung 
ſondern gegenfeitige Anerkennung 
Reich legte, dedu⸗ wahr! und lebdafter Beifall Iints.) Die vorliegende Reſolution, der ich zu⸗ 


flimmen werde, enthalt nach meiner verſönlichen Auffaſſung noch nicht alle 
38 Reichs⸗Ein⸗ diejenigen conſtitutionellen Anſprüche, die wir auf Grund der Verfaſſung 


dem Herrn Reichsſchatzſecretär ift, ſoweit mir bekannt ift, nie die Rede ge⸗ nach Abzug beſtimmter Verwaltungskoſten als Reineinnahmen erſcheinen; es] Wandsbeck. Etwas Beſcheideneres als dieſe Reſolution, etwas mehr von 
weſen und iſt es auch in dieſem Augenblick am allerwenigſten. Im Uebri⸗ beißt ausdrücklich, der Ertrag der Zölle fließt nur in die Reichskaſſe, und unter der Beſorgniß Dictirtes, irgend welchen Conflicisfall zu provociren, kann 


en iſt ja bier verſchiedentlich darauf aufmerkſam gemacht worden, daß der] dieſem Ertrag der Zölle iſt nur eine beſtimmte Reineinnahme zu verſtehen, die fi 


ch] gar nicht gedacht werden. Es kommt binzu, daß es ſich bier nur um eine 


ollverband des Deutſchen Reiches neben dem Deutſchen Reiche und der ergiebt, wenn beſtimmte verfaſſungsmäßige Abzüge gemacht find. Das iſt voll⸗ a eg ober Dpportunitätßfrage bandelt, nicht um ein verſaſſungs⸗ 
ma 


deutſchen Verfaſſung ſelbſtſtändig nebenher gehe. Nach meiner Meinung — kommen richtig. Allein darüber kann doch nicht der mindeſte Zweifel beſteben, 


iges Recht von Altona und Wandsbeck. Wir wollen eben mur eine 


And fo habe ich auch die geſtrige Erllärung dom Bundes ralhsliſche aufge: ! daß dieſer Artilel 38 Sinn und Verſtand überhaupt nur unter der Voraus⸗ etalsmäßige Einwirtung auf die Sache haben. Aber ſel t dieſe beſchtänkt 


man und will fie ableugnen — il denn vas ein eonſtitufioneller Zuſtan 
— Aber ſelbſt angenommen, ** veifaſſungsmäßiges Recht wäre nicht 
nachweisbar, ſo dandelt es — er in der That um eine Frage, die die 
Wohlfahrt einer wirklich recht anſehnlichen Zahl von Reichsbürgern betrifft; 
es danelt ſich darum, einen mehr als dundertjabrigen Zufland, der die 
Bezie ung zwiſchen Hamburg und Altona regelt, umzuäadern. Wir wiſſen. 
daß in den betreffenden Kreiſen die äußerſten Beſorgniſſe lebendig find; 
fie bezweifeln, ob fie ökonomiſch wirklich foribeiteben können in vielen Be⸗ 
raebszweigen, wenn der Plan der Regierung realiſirt wird. Andere — die 
der Regierung noch am nächſten ſtehen — ſagen: Dieſer Plan wird uns 
Unter einer Bedingung nichts ſchaden, nämlich wenn man uns ein paar 
Millionen bewilligt für Docks, Eiſenbabnen u. a. Der Grundgedanke aller 
dieſer verſchiedenen Anſchauungen ift immer der: wir haben genau das nam⸗ 
liche Schickſal wie Hamburg, ſo lange Hamburg nicht eintritt, balten wir es 
für eine ſehr weitgehende Schädigung, wenn man uns zum Eintritt zwingt. 
Dem mag fein, wie ihm wolle, jo muß doch jede conftitutienelle Regierung 
in derartigen Fällen der Volksvertretung zum Mindeſten eine Denkſchrift unter: 
breiten, ihr über den Stand der Unterſuchung Nachricht geben, ihr die Pläne 
mittheilen, die fie vorhat, um etwaige Befürchtungen zu mildern. on 
daraus, daß wir in einem ausdrücklichen Titel die Summe der Averſen 
bewilligen, gebt bervor, daß die Regierung nicht in der Lage iſt, einſeitig 
irgend welche Zollexclaven, die von finanziellem Gewicht find, vorzunehmen. 
Wenn wir dier bezüglich Altonas und Wandsdecks ausdrücklich Averſen 
zu beſtimmten Summen bewilligen als Einnahmen, iſt es dann das Recht 
der Regierung, durch einſeitige Maßnahmen die Bewilligung aufzuheben, 
die betreffende Ausgabe außer Kraft zu ſetzen und binterber zu erklären: 
wir haben zwar die von euch bewilligten Averſen außer Hebung geſetzt, 
dafür bekommt Ihr aber bei Titel 1 ein paar Zölle und Verbrauchsſteuern? 
Ich beſtreite Ihnen das Recht, auf Grund unſerer Bewilligungen im 
Etat unter den Averſen, durch Angliederung bisheriger ollausſchlüͤſſe, 
dieſe von uns bier unter der Voraus ſetzung des Ausſchlüſſes jener Ge⸗ 
bietstbeile gemachten Bewilligungen einſeitig zu andern. Das iſt f 
mich ſchon ein genügender Grund, um nachzuweiſen, daß die verbündeten 
Regierungen nicht das Recht haben, Altona und Wandsbeck ohne unſere 
etatsmäßige Genehmigung dem Zollverein einzuverleiben. Aber auch mit 
Rückſicht auf die Feſtſtellung der Pauſchſummen ift die Auslegung des 
Artitel 38 unbaltbar. Wenn die verbündeten Regierungen das Recht haben, 
dieſe Pauſchſummenetats, die ja ein nothwendiger Factor für die Feſtſtellung 
des Ertrags der Reichsſteuern find, im Verlaufe des Etatsjahres herabzuſetzen 
oder binaufzuſchrauben, was bleibt dann von unſerer Bewilligung übrig? 
Dann wären dieſe Voranſchlage in der That ein reines Gaukelſpiel, und 
eine eigentliche Bewilligung der Erträge nach Maßgabe des Art. 38 wurde 
ven uns gar nicht vorgenommen. Das widerſpricht unſerer Verfaſſung. 
Der Ertrag kann nur feſtgeſtellt werden, wenn wir zugleich die Pauſch⸗ 
ſummen feſtſtellen. Die Reſolution alſo, die wir bier vorſchlagen, iſt das 
Beſcheidenſte, was man ſich denken kann, und ich berwahre mich dagegen, 
als ob ich, wenn ich beute derſelben zuſtimme, damit etwa geſagt hätte, daß 
unſer verfaſſungsmäßiges Recht, das auf Art. 69 begründet iſt, in Bezug 
auf die Zoll⸗ und Steuerverwaltung damit erſchöpft ſei. (Beifall links.) 
(Schluß folgt in der Morgen⸗Ausgabe.) 


= Berlin, 24. März. [Der Kronprinz in St. Peters: 
burg. — Prinz und Prinzeſſin von Wales. — Hofnach⸗ 
richten. — Sommerprogramm des Kaiſers.] Die verfrühte 
Abreiſe des Kronprinzen nach Petersburg iſt allerdings, wie ſchon 
geſtern angedeutet worden war, auf den Wunſch des jungen Czaren, 
mit dem Kronprinzen zu conferiren, zurückzuführen. Der Kronprinz 
gedenkt ſofort nach den Begräbnißfeierlichkeiten wieder abzureiſen und 
alſo am Dinstag ſpäteſtens hier wieder einzutreffen. — Der Prinz 
und die Prinzeſſin von Wales gedenken auf der Rückreiſe von Peters⸗ 
burg nach London einen kurzen Aufenthalt in Berlin zu nehmen. — 
Der Kaiſer empfing heute die Miniſter von Bötticher und Lucius 
wohl um deren Dank für die ihnen zu Theil gewordene Ordensaus⸗ 
zeichnung entgegen zu nehmen. — Der Prinz Carl wird am 29. 
d. Mts. auf 8 Wochen ſich nach Neapel begeben und von dort nach 
Wiesbaden reiſen. Dahin begiebt ſich auch mit dem Eintritt wärmerer 
und beſſerer Witterung der Kaiſer zu einem längeren Aufenthalt. 
Doch gedenkt der Monarch von dort zu den Frühjahrsbeſichtigungen 
des Garde⸗Corps wieder nach Berlin zurückzukehren und dann ſpäter, 
wie in früheren Jahren, die Bäder von Ems und Wildbad Gaſtein 
zu gebrauchen. Nach der Rückkehr von Wiesbaden wie im Spät⸗ 
ſommer wird dann der Kalfer auf Schloß Babelsberg reſidiren. 

D Berlin, 24. März. [Das Centrum und die Conſer⸗ 
vativen. — Vorſichtsmaßregeln im Reichstage. — Der 
Zollanſchluß der Hanſeſtädte.] Ueber allzu große Dankbarkeit 
hat ſich die Regierung bei dem Centrum nicht zu beklagen. Kaum 
iſt durch die Beſtätigung des Herrn Drobe in Paderborn, welchem 
bekanntlich auf Grund der revidirten Maigeſetze die Ablegung des 
Eldes erlaſſen worden iſt, die Regierung den Ultramontanen einen 
weiteren Schritt entgegen gekommen, fo erheben die Clericalen ein · 
müthig den Ruf, daß dieſes Entgegenkommen ſo unbedeutend, ſo gar 
nicht der Rede werth ſei, daß es ſchwer falle, zu begreifen, wie die 
Conſervativen überhaupt ſo viel Aufhebens machten. Unentwegt be⸗ 
halten ſie ihr Ziel im Auge. Jetzt, wo ſie den kleinen Finger haben, 
verlangen fie nach der ganzen Hand. Und wenn die Conſervativen, 
welche in dieſem Momente allerdings ſich ſehr verſchnupft über die 
Tactik des Centrums gebahren, ihre bisher betiebte Politik welter fort⸗ 
ſetzen, dem Centrum in wichtigen Fragen Stück um Stück ihre Zu⸗ 
ſtimmung für die Regierungsvorlagen gegen neue Zugeſtänd⸗ 
niſſe abzuhandeln, ſo darf es nicht Wunder nehmen, wenn 
dieſe ganze Hand eines Tages in der That ſich im Beſitz der 
Gegner befindet. Eine treffliche Gelegenheit, einen ſolchen Tauſch⸗ 
handel einzugehen, bietet ſich ja jetzt wieder beim Verfaſſungsconflict. 
Die ſchwankende Haltung des Centrums war von allem Anfang da⸗ 
rauf berechnet, in dem drohenden Streite den Nutzen für ſich ein⸗ 
zuheimſen. — Die Verhaftung eines verdächtigen Ausländers, der 
den Reichstag auf Grund einer ihm nicht gehörenden Bifitenfarte 
beſuchen wollle, hat den Anlaß zu einer ſehr verſchärften Controle 
gegeben. Tribünenkarten werden fortan überhaupt nur gegen Vor⸗ 
zeigung einer als genügend betrachteten Legitimation — man betrachtet 
als ſolche unter Anderen auch Steuerquittungen u. f. w. — ausge⸗ 
geben. Gegen feine Viſttenkarte allein iſt der Eintritt nicht mehr zu 
ermöglichen, es ſei denn, daß man von einem Abgeordneten identificirt 
wird. Man tft ſich nicht recht darüber im Publikum im Klaren, zu 
weſſen Schutz dieſe bisher in Berlin noch nie zur Anwendung ge⸗ 
kommenen Vorſichtsmaßregeln angewendet werden und iſt doch unbe⸗ 
fangen genug, ſich zu ſagen, daß die Sache irgend einen Haken haben 
muß. Jedenfalls ſcheint man Befürchtungen wegen der Sicherhelt 
von Abgeordneten nicht zu hegen. — Die Drohung, Hamburg 
und Bremens Verkehr ſeitens der Regierung durch Anlegung neuer 
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großer Häfen unterbinden zu wollen, falls ſich dieſe beiden Städte — 


gegen den Zollanſchluß erklären follten, wird jetzt bereits als on- dit 


in den offickellen Zeitungen reproducirt. Die Form, in welcher das April 


geſchleht, iſt eine durchaus unverbindliche. 


des Citates und bie Aber die Uebereinſtimmung 


Gleichzeitigkeit deſſelben laſſen kaum einen Zweifel 


darüber, daß eine leiſe Preſſton beabſichtigt wird und daß, falls dieſe Bal 


„erſte Verwarnung“ nichts nutzt, bald 


Telegraphiſche De 
g „(Aus Karl elden. 
Nizza, 24. März. Bisher wurden 63 Todte aus den Trümmern 
gezogen, meiſtens aus Nizza und den ttalteniſchen Orten. 
Paris, 24. März. Kammer. Thompfon interpellirt über die Gefangen⸗ 
lung der Eingebornen von Lidiokba (Algier), welche geeignet ſei, die 
erſtellung der Civilregierung in Algier zu gefährden. Der Civilgouverneur 


eine zweite pofitivere folgen wird. 


Algiers, Grevy, erwiedert, die Verhaftungen erfolgten wegen Rebellion und 


CCC 


werde demnächſt eine 
Darlegung geben, welche für das Gedeiben Algiers Zeugniß ablege. Die 
Kammer beſchloß die einfache Tagesordnung. Der Senat lebnte das 
Amendement ab, welches für gezwirnte Seide 2% Francs Zoll ver Kilogr. 
auflegt. Seide, ausgenommen gekämmte Flockſeide, bleibt zollfrei. Die 
Tarife wurden hierauf im Ganzen angenommen. Die Regierung erllärte 
die Berathung des Pariſer Municipalraths, wobei ein Tadelsrotum gegen 
den Polizeipräfecten beſchloſſen wurde, für null und nichtig. Die „Union“ 
veröffentlicht einen Brief Chambords, welcher den Grafen von Mun zu ſeiner 
Rede in Vannes beglückwünſcht. 7 

London, 24. März. Unterhaus. Chamberlain erklärte, Holland lehnte 
die Zuckerconferenz 25 Frankreich machte ſeine Theilnahme von der vorhe⸗ 
rigen Einwilligung der Theilnehmer abhängig, gemeinſame Maßregeln 
wegen Aufhebung der Zuckerprämien zu beſchließen, namentlich die Einfuhr⸗ 
beſchränkungen aufzuheben in Ländern, wo die Prämien fortbeſtehen ſollen. 
England erklärte zur Vermeidung von Miß verſtändniß, es ſei nicht gewillt, 
die Einfuhr durch Schutzzölle und Compenſationszölle zu beſchräanken, im 
Zul ſei es bereit, mit dieſem Vorbehalte die Frage zu verhandeln. 
Eine Antwort Frankreichs darauf ſei nicht erfolgt. — Hartingten tbeilte 
mit, Abdurrahman ſandte 4000 Mann Infanterie und 100 Mann Cavallexie 
nach Kandahar. Dieſelben haben Kadul am 21. Marz verlaſſen. Es 
wurden keine Handelsabmachungen getroffen, aber England hat ſich 
das Recht vorbehalten, falls es wünſchenswerth erſcheint, Verträge 
über Handel und andere Puukte abzuſchließen, ſobald der Emir 
feine Autorität conſolidirt. — Gladſtone beantwortet mebrere Fra⸗ 
gen und erklärt, Wood und die Boern kamen überein, daß Moleſtirungen 
politiſcher Anſchauungen beiderſeitig unterbleiben. Roberts iſt telegraphiſch 
angewieſen, nicht nach Natal zu gehen, wo Wood den Oberbefehl erhalt, 
ſondern nach Raſt per Poſtdampfer zurückzukehren. (Heiterkeit der Conſer⸗ 
dativen.) Die jetzige Truppenzahl in Natal wird bis zur Beendigung der 
Commiſſionsarbeilen nicht reducirt. Die Garniſon am Cap wird verſtärkt 
durch eine Colonne Artillerie und Cavallerie. — Stanhope beantragt das 
bekannte Todesvotum, betreffs Afghaniſtans. Dilke bekämpft die vorge⸗ 
brachten Gründe und erklärt, einer der erſten Acte des neuen Garen war, 
Br abzuberufen und feinen Unternehmungen in Gentralafien Halt 
zu gebieten. 

Petersburg, 24. März. Nach dem Ceremoniel für die Beſtat⸗ 
tung des Kaiſers verſammeln ſich die Theilnehmer um 10% Uhr Vor: 
mittags in der Peter⸗Pauls⸗Kathedrale. Der Sarg wird durch den 
Kaiſer, die Großfürſten, die Mitglieder der auswärtigen regierenden 
Häufer und die früheren Hoſchargen zum Grab in die Kathedrale 
getragen. Die Ei nſenkung des Sarges erfolgt unter Trauerſalutſchüſſen 
der Geſchütze. Nach der Beſtattung werden die kaiſerlichen Inſignien 
wieder nach dem Winterpalais überbracht. — Eine Petrowsky genannte 
Frauensperſon, welche zuletzt mit Jeliaboff zuſammenwohnte und die 
Theilnehmerin Hartmanns an dem Moskauer Eiſenbahnattentat ſein 
ſoll, iſt verhaftet. 

Bukareſt, 24. März. Der „Romanul“ ſchreibt: Die eventuelle 
Erhebung Rumäniens zum Königreich ſei eine nationale, keine 
conſtitutionelle Frage, fie gehe daher direct die Executiogewalt an. 
Die Rumänen wünſchten den Koͤnigstitel nicht aus Eitelkeit, ſondern 
aus Gründen der Stabilität. Der „Romanul“ entwickelt dieſelben 
und ſchließt: Wenn die Executivgewalt kein Hinderniß darin erblicke, 
möge die Erhebung am 22. Mat als am Thronbeſteigungstage Carols 
gefeiert werden. 


Petersburg, 24. März. Der aus dem letzten Serbenkriege her 
bekannte General Tſchernajew, welcher 1876 den Fürſten Milan 
durch das Heer zum König von Serbien proclamiren ließ, ſoll für 
einen wichtigen Verwaltungspoſten auserſehen ſein. — Die „Molwa“ 
bringt einen Leitartikel gegen den Fürſten Bismarck, in welchem der 
Reichskanzler beſchuldigt wird, ſich in die inneren Angelegenheiten 
Rußlands zu miſchen; die Aeußerungen, welche Fürſt Bismarck über 
den Grafen Loris⸗Melikow gethan haben ſoll, geben dem Blatte den 
Anlaß zu ſeinem Artikel. Die „Molwa“ meint, Loris⸗Melikow hebe 
und vertheidige die innere Entwickelung Rußlands, er halte dieſelbe 
nicht durch Beförderung des Militarismus auf Jahrzehnte hinaus auf, 
wie der Reichskanzler. (Nat. ⸗Ztg.) 


[Berichtigung.] Die Depeſche über einen Armeebefehl in Be⸗ 
treff der Benennung einiger Regimenter iſt in unſerer heutigen 
Morgen⸗Nummer irrthümlich aus Berlin, ſtatt aus Wien, datirt. 


Telegraphiſche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 

(W. T. B.) Paris, 24. Marz, Abends. [Boulevard.] 3% Rente —, —. 
Neueſte Anleihe 1872 121, 15. Türken —, —. Neue Egyptier 372, —. 
Banque ottomane —, — Italiener 91, 45. Chemins —, —. Oeſterr. 
Goldrente —, —. Ungar. Golorente 98, 68. Spanier erter. — —, inter. 
—,. —. Staatsbahn —, —. mbarden —, —. 1877er Ruſſen —, —. 
Türkenlooſe —, —. Türken 1873 —, Amortiſirbare —, —. Orient: 
Anleibe —. Pariſer Bank —. Ruhig. 

Frankfurt a. M., 24. März, Nachmittags 2 Uhr 30 Min. [Schluß⸗ 
Courſe.] Londoner Wechſel 20, 492. Pariſer Wechſel 80, 67. Wiener 
Wechſel 174, 60. Köln⸗Mindener⸗Stamm⸗Actien 150%. Rheiniſche Stamm: 
Actien 162%. Heſſiſche Ludwigsbahn 92%. Köln⸗Mind. Prämien-Antb. 
131%. Reichsanleibe 101%. Reichsbank 145%. Darmſtädter Bank 146%. 
Meininger Bank 96%. Oeſterr.⸗Ungariſche Bank 704, 50. Ereditactien“) 
264%. Silberrente 65%. Papierrente 64%. Goldrente 80%. Ung«riſche 
Goldreute 98%. 1860er Looſe 123. 1804er Looſe 314, 00. Ungariſche 
Staatslooſe 224, 00. Ungar. Oſtbahn⸗Obligat. II. 89%. Böhmifhe Weſt⸗ 
bahn 228%. Eliſabetbbabn 178%. Nordweſtbahn 172%. Galizier 234%. 
zei ) 256. Lombarden*) 94%. Italiener — —. 1877er Ruſſen 
2%. 1880er Ruſſen 74%. II. Orientanleihe 60%. III. Orientanleihe 59%. 
Central⸗Paciſie 112. Wiener Bankverein 110%. Kronpr. Rudolf —, —. 
Ungariſcde Papierrente — —. Elbthal —. Lothringer Eifenwerle — —. 
Privat⸗Discont — pCt. Spanier — Sehr feſt. 

Nach Schluß der Börfe: Creditactien 264%. Franzoſen 255%. Galizier 
—. Lombarden — —. U Goldrente —. 80er Ruſſen — —. 
Oeſterr.⸗Ungar. Bank —. 


I. 


Bramofen 639, 
880er Ruſſen 73%, IL Orient⸗Anl. 58%, Laurahütte 108%, Norddeuiſche 


co 54, 50, pr. Mai 54, 50. Spiritus matt, per März 47 Br., per 
April⸗Mai 46 Br., per Mai⸗Juni 46 Br., per Juni⸗Juli 46% Br. 
Kaffee ſehr zubig, Um sb 2000 Sack. Petroleum ruhig, Standard wbite 
co 7, 80 Br., 7, 60 Gd., per März 7, 60 Gd., per Auguft:December 8, 05 

Pele, 24 Man, Spun pr. Mun 51, 90, pr. Abri 52, 10 
ofen, 24. tritus pr. März 51, 90, pr. April 52, 10, pr. 
si 52, 40, pr. Juli 53, 90. Gel. — Liter. Still u 


r. . 
ar, Vormittags. 15 aumwolle.] (Anfangsbericht.) 


unverändert. Tagesimport 14,000 


gdod middl. 3%, Dbollerah middl. fair 4%, fa fart 4, Dhollerab 
good fair 4%, Dbollerad good 5%, Oomra fair 4%, 

4%, Domra good 5%, Seinde fair 4%, Bengal fair 4%, Bengal good 
fair 4%, Madras Tinnebelly fair —, Madras Tinnebelly good fair 5%, 
Madras Weſtern fair 4½, Madras Weſtern good fair 4%. \ 

Her, 24. Marz, Vorm. 11 Uhr. [Productenmarkt.] Weizen loco 
und auf Termine ſeſt, pr. Fräbjahr 11, 40 Gd. 11, 45 Br., pr. Herbſt 10, 30 
Gd., 10, 35 Br. Hafer pr. Frübjahr 6, 35 Gd., 6, 40 Br. Mais pr. Mais 
Juni 5, 87 Gd., 5, 90 Br. Koblraps 12%. — Wetter: Kalt. 3 

Paris, 24. Marz, Nachmittags. [Productenmarkt.] (Schluß bericht.) 
Weizen bebauptet, pr. März 30, 00, pr. April 29, 10, pr. Mai⸗Juni 28, 80, 
pr. Mai⸗Auguſt 28, 50. Roggen rubig, per März 22, 00, pr. Mai⸗Auguſt 
21, 50. Mehl feſt, per März 63, 75, pr. April 63, 40, pr. Mai: Juni 
62, 60, pr. Mai⸗Auguſt 62, 10. Rübsl ruhig, pr. März 71, 50, pr. 
April 71, 75, per Mai⸗Auguſt 73, 50, pr. September ⸗ December 74, 50. 
Spiritus feſt, pr. März 58, 75, pr. April 59, 75, pr. Mai⸗Auguſt 59, 75, 
pr. September⸗December 57, 75. — Wetter: Veränderlich. : 

London, 24. März, Nachm. Havannazucker Nr. 12 24. Rubig 

Antwerpen, 24. März, Nachm. 1 (Schluß bericht.) 
Weizen feſt. Roggen ruhig. Hafer ſtill. Gerſte unverändert. 

ntwerpen, 24. März, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Pet roleummarkt. 
(Schluß bericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 19%, bez. und Br., per April 
19½ Br., per September⸗December 20% bez. u. Br. Rub 


ig · 5 
Bremen, 24. März, Nachmittags. Petroleum rubig. (Schluß bericht.) 
* 


Standard white loco 7, 90 Br., per April 7, 80 Br., per Mai 7, 80 Br. 


ver Auguſt⸗December 8, 35—8, 30 bez. 


Handel, Induſtrie ꝛc. 


Berlin, 24. Marz. [Börſe.] Trotzdem die heutige Börſe bezüglich der 
Feſtigkeit in der Haltung ihrer Vorgängerin nur wenig nachſtand, zeigte ſie 
doch eine vollſtändig veränderte Phyſiognomie. An Stelle der geſtrigen 
zur Schau getragenen Zuverſichtlichkeit war Zurückhaltung getreten und die 
ſich entwickelnden Courserböhungen charakteriſirten ſich fait durchweg als 
Product der fehlenden Realiſationen, während geitern eine reelle Kaufluſt 
bemerkbar geweſen war. Der locale Markt fand beute eine verhältniß⸗ 
mäßig bedeutende Beachtung, beſonders erfreuten ſich Eiſenbabnen großen 
e welches durch günftige Gerüchte über die Höhe der demnächſt zur 

eſtſetzung gelangenden Dividende der Bergiſch⸗Markiſchen Bahn bervor⸗ 
gerufen zu fein ſchien. Auch für Montanwertbe entwickelte ſich auf Grund 
umfangreicher Deckungen in Laura⸗Actien gute Kaufluſt, trotzdem die aus 
England einlaufenden Berichte über die Lage des dortigen Eiſenmarktes 
nicht ſehr animirender Natur ſind. Laura wie auch Dortmunder konnten 
eine Avance von circa 1% pCt. erzielen. In Banken war der Verkehr 
rubig bei wenig veränderten Preiſen. Auf dem internationalen Gebiete 
ſpielten Franzoſen und Lombarden, welche geſtern in Paris um 8% reſp⸗ 
12% Frcs. und an der beutigen Wiener Frühbörſe 1% reſp. 2% Fl. ges 
ſtiegen waren, die vornehmſte Rolle. ere, welche zu 510% eingeſetzt 


wurden, avancirten bei ſehr lebhaften Umſatze ſchnell auf 513%, letz⸗ 
ie Bahn nach neueren Mitthei⸗ 


tere gewannen circa 7 Mark, da die > ] 
lungen in der verfloſſenen Woche ftatt der gemeldeten Minder⸗Ein⸗ 
nahme von 5138 Fl. eine Mehr⸗Einnahme in gleicher Höhe erzielt 
bat. Die öſterreichiſchen Nebenbahnen blieben vernachlaſſigt, behaupteten 
aber, mit Ausnahme von Galiziern, feſte Haltung. Auf dem 


nur geringem Verkehr. 
im Courſe weſentlich beſſer. Ruſſiſche Anleihen tendirten etwas ſchwächer 
und notirten um Kleinigkeiten niedriger. Für Ruſſiſche Noten zeigte 
fh zu dem etwas erböbten Preiſe Verkaufsluſt. Die er 
keit nahm im weiteren Verlaufe der Börſe vorübergehend ein lebhafteres 


Tempo an, von welchem die beimiſchen Bahnen und Ruſſiſche Noten be⸗ 


ſonders profitirten. Auf dem Rentenmarkte kamen Oeſterr. Gold» und 
Silberrente, für welche ein Stückemangel ſich geltend machte, in regeren 
Umſatz. Die Feſtigkeit für Franzoſen und Lombarden übertrug ſich fpäter 
auf die Öfterr. Nebenbahnen, don welchen Nerdweſtbahn eine recht anſehn⸗ 
liche Cours erhöhung davontrugen. Das Prolongationsgeſchäft nahm deute 
eine etwas größere Ausdebnung an, doch ſcheint man ſich mit der Reguli⸗ 
rung nicht zu beeilen, da Furcht vor Schwierigkeiten nirgends vordanden 
iſt. Schluß feſt bei etwas abgeſchwächten Courſen. Framoſen blieben bes 
liebt, da laut uns vorliegenden Privatnachrichten aus Paris ſich daſelbſt 
angeblich unter der Leitung der Banque de Paris ein Conſortium ges 
— — von welchem 50,000 Stück Staatsbahn ⸗Actien aufgekauft wer⸗ 
en ſollen. 

Courſe um 2% Ubr: Schwächer. Credit 528.50, Franzoſen 511,00, Lom⸗ 
barden 188,50, Reichsdank 145,80, Disconto⸗Comm. 175,00, Handels⸗Geſell⸗ 


ſchaft —,—, Laurahütte 108,75, Dortmunder Union 85 50, Bergiſche 113,75, 


Rumaäniſche Rente 95 75, Türken 13,50, Italiener 90,87, Oeſterreichiſche 


Gold⸗Rente 80,50, dito Silber⸗Rente 65,62, dito Papier ⸗Rente 64 25, 


Ung. Goldrente 98,12, proc. Ruſſen 1877 95,12, Aproc. do. 1880er 74,75, 
Köln, Mindener —, —, Rheinische —, —, II. Drientränleibe 60.00. da. III. 
59,75, Ruſſ. Noten 210,75, Wiener Bankverein 220,50, Buſchliehrader 74,37, 
Inpeſtitionsanleihe 94,50. 


Oomra good fair 


Markte für 
öſterreichiſch⸗ungariſche Renten kam es bei unmerklich niedrigeren Preiſen zu 
Dagegen war Rumaniſche Rente ſehr beliebt und 


Coupons. (Courſe nur für Peſten.) Deſterr. Silberr.⸗Coup. 174 bez. 


per April, do. Eiſenbahn⸗Coupon 174 bez. per April, do. 
zahlbar min. 50 Pf. k. Wien per April, Amerikaniſche Gold⸗Doll.⸗Bonds 
4,215 bez., do. Prioritäten 4,215 bez., do. Papier⸗Dollar 4,215 bez., 6% New⸗ 
Nork⸗Citv. 4,215 bez., Aufl. Central⸗Boden min. — Pf. Paris, do. Papier u. 
verl. min. 75 Pf. k. Pet., Poln. Papier u. derl. min. 75 Pf. Warſchau, Ruf. 
Zoll 20,52 —51 bez., 1822er Ruſſen —, Gr. Ruſſ. Staatsb. — bez., Ruß 
Boden⸗Credit —,— bez., Warſchau⸗Wiener Comm. — bez., 
Terespol —,.— bez., 3% und 5% Lombarden min. — Pf. Paris, Diverſe 
in Paris zahlbar min. — Pf. Paris, Hollandiſche min. — Pf. Amſterdam, 
Schweizer min. — Pf. Paris, Belgiſche min. — Pf. Brüſſel, Verl. Ltr.» 
Sbligat. 20,42 bez. 


4 I Oeſterreichiſche Creditanſtalt.] Soeben geht uns der Rechenſchafts⸗ 
bericht für das Jahr 1880 zu, welchem wir folgende Daten entnehmen: 


Das Commiſſionsgeſchäft weiſt einen Geſammtumſatz von 735,682,000 Fl. 
aus (79,757,000 Fl. mehr als im Vorjahre). An Propiſion ergab das 
Bankgeſchäft 885,618 Fl. (gegen das Jahr 1879 um 33,844 Fl. mehr). Im 
Wechſelgeſchaft gingen ein 245,100,000 Fl. (17,411,000 Fl. weniger), die 
Geſammtziffer des Zinſenertrages aus dieſem Geſchaftszweige betrug 
1,271,254 Fl. (um 44,343 Fl. weniget). — Die Geſammtſumme der im 
Laufe des Jahres acceptirten Tratten betrug 86,159,000 Fl (im Vorjahre 
95,427 000 Fl.) Der Verkehr in ausläudiſchen Wechſeln erreichte die Summe 
von 281.451.000 Fl. (um 10,886,000 Fl. weniger) und ergab einen Ertrag 
von 393,459 Fl. Das Vorſchußgeſchaft in Effecten belief ſich auf 154,531,000 
(gegen 58,914,000 55 und das Erträgniß auf 901,150 Fl. (gegen das Jahr 
879 mebr um 308,813 Fl.). Dgs Vorſchußgeſchaft in Waaren betrug 
13,496,000 Fl. und der Ertrag an Proviſienen aus dieſem Geſchäftszweige 
241,399 Fl. (gegen 1879 um Er mehr). — Der Geſammtumſatz im 
Girogeſchäft belief ſich auf 122,264,000 Fl. (gegen das Vorjahr um 5,525,000 
Fl. mehr). Die Caſſabewegung betrug in Summa 1, 279,015,000 Fl. (gegen 
1879 um 182,543,000 Fl. me ) 1 0 

Das Geſammterträgniß beläuft ſich: 


an Zinſen &... 3,185,514 Fl. 50 Kr., 
„ Proviſionen . 1,097, % O7 „ 
„ Mietbzins⸗Exträgnid N (0.5 
„ Umſaß in Deviſen 293,459 „ 84 „ 
„ Gewiun an Waaren 14,696 „ 44 „ 


Gewinn⸗Antdeil an der Bank⸗ 
und Waaren⸗Abtheilung der 
Ung. allg. Crebitbant in Bet 
nach Abzug von 12,182 Fl. 
62 Tantieme an die 
Directoren der Ung. allg. 
Creditbank 


* 


231,469 „ 80 „ 
— ——ö——ͥ⏓ĩI̊»ſü 33383338 
Zuſammen 4,952,367 Fl. 78 Kr. 

Hiervon ab: 


Gehalte und Speſen 1,200.50 1,88 
Steuern 500,342,10 
Verluſte a. Forderung. 41,303,45 


1742,147 „ 2 


Verbleibt ein Exträgniß bon . 3,210,220 Fl. 37 Kr. 

Das laufende Geſchaft ergab ſomit ohne Räckſicht auf den Gewinn 
an Effecten und Conſortialgeſchäften für das in Verwendung geſtandene 
Capital von 40 Mill. eine Verzinſung don 8,02 &. 

Das Gewinn: und Verluſt⸗Conto ergiebt folgende Zahlen: Conto der 
Gebalte 837,765 Fl., Speſen⸗Conto 329,115 Fl., Abschreibung von Inven⸗ 
tar 8620 Fl., Steuer-, Stempel: und Gebübren⸗Conto 500,342 Fl., Pen⸗ 
ſionsfondsbeitrag 25,000 Fl., erlittene Verluſte 41,303 Fl. Gewinn an 


41 


Papier in Wien 


Warſchau⸗ 


r 4 


1 
| 
\ 
9 


— A 


war 


— 


2 
* 


ecten 1,688,757 


„799 Fl., an Bano 


5 
14 
231,469 


Confdrlialgeſckaften 665,523 Fl. 
ſſen auf Effecten 903,150 Fl., Vorſe 
ren J. escomptirte Wechſel 1,271,254 

ervon ab Zinſen für Depoſiten 337,955), an 
ietbszins⸗Erträgniß 29,809 Fl., Deviſen⸗Conti 393,459 Fl., Waaren⸗Conto 
696 Fl., Antheil an dem Gewinn der ung. allgemeinen Creditbank 
l., nicht bebobene Dividenden 499 Fl., Gewinn⸗Vortrag von 1879 


büffe auf Waa⸗ 
l., im Conto Corr nt 590, 
roviſions⸗Conto 1,097,418 Fl., 


36,818 Fl., es bleibt ſomit Gewinn per Saldo 5,599,817 Fl. 


Berliner Börse vom 24. März 1881. f 


Fonds- und Geldoourse. Weohsel-Course. 
Deutsche Reichs-Aul.jA }101,30 bz Amsterdam 160 Fl.. . 8,T.|3 168,68 bz 
©onsolidirte Anleihe . 4½ 108,80 b do do. 2 N. 3 167,95 bz 
do. de, 1876 1 101,40 bzB. London I Ltr a 25 — bz 
Staats- Aryl. 100,60 os do. do M ‚35 bu 
Biaats-Schuldscheine, . 3½ 98,00 bz Paris 100 Fres. 8 12% 80,65 ba 
Främ.-Anleine v, 1888 3½ 162.0 bz . d e Ma, 80 40 ba 
Berliner Stadt-Oblig. . 55 Iren — Petersburg 100 SR. 14 1 2 — 
Berliner 2 „ * do 4060. . 7 2 
Pommersche 3½ 91,70 @ Warschau 1% SR 8 T.6 210,05 bz 
do. ey 1 gen 2 Wien 100 Fl. : 5 1 za — 
7 — — — een 1 „ 2 
N 25. Leb. Gd. 4% 0 wine 
Posansche neue. 4 | 99,70 bad Kurh. 40 Thaler-Loose 283,90 bz 
Mu [Schlesische. , „. ‚351 0225 b: Badische 35 F1.-Loose 178,50 bz 

rem rar erg 182 un Braunschw.Präm.-Anleihe 98.20 0 
4 1 % 410830 . Oldenburger Loose 151,90 bz 
3 Na . 

I Posenscho +. 4 100, 8 
E Preussische ....4 100,0 8 Ducaten 9,62 8 Dollar 4,27 G 

Wostfäl, u. Rheir,A 100,30 bz Sover.— — Oest Bkn. 174,65 bz 
f E Sächsische . .. + » 101 25 bz Napoleon 16,20 bz do. Silbergd, — — 

. — 120 Ir ne — Imperiale 16,69 @ Russ. Bkn, 216,65 bz 
Badische Präm.-An!). .| 35, * 

Balerische Präm.-An!.4 135,10 bad Elsenbahn-Stamm-Aotien 
do. Anl. v. 18764 101.10 @ senbann-Stamm . 
Göln-Mird.Prämiensch.|31/, 131,00 bz Divid. pre; 1879| 1880 2 
Bächs, Rente von 18763 | 78,70 bz Aachen-Mastricht „ 1 — 4 | 35,00 bB 
Berg.-Märkische. .| 44 | — 4 113,6 bzG 
Hypotheken-Certificate. Berlin-Anhalt , . » 5 6 N gr — 
* k 109. Borlin- Dresden — 520 bz 
r a 1028 ＋ Berlin-Cörlitz ...]0 — |4 | 23,50 bz 
„o. 4, 6 10225 8 Berlin-Hamburg 121% 3 230,00 b 
5 Bk. tb 4½ 102.25 Berl-Poted.-Mag — — 2 
Sr ae 103,50 dag N Borkim-Btottin . 494 | 494 3% 1,50 ba 
Uukdbr. Cent Bod. Cr. dp] — — Böhm. Westbahn. 6 |— e 1410 bz& 
Kündbr, do. (1872)/5 106,00 ba fBresi.-Freib,, . .. 44 — 4 1195,50 ban 
do, rückbs. à 110% |11210 bas fOöln-Mindon... |6 |6 3 160,50 6 
do, do, do. 4½ 107,50 B Dax-Bodenbach,B | 0 — 4 170 bi 
nk. H. d. Pr. Bd. Ord. B. 5 11000 ba JCal. Carl-Ludw.-B.|7,738| — |4 1,40 63 
Zünd. Epp. Schuld. do. b. 102,25 baB JHalle-Söran-Gub. .)6 — |A | 23,50 bz 
Ford -G.-C. B. 8 \ Kaschau-Oderberg 4 | — |4 | 61,10 b 
r Des —— = B $Kronpr. Radolfb.. 8 5 | 69,50 bad 
0 — 5 — = 6 
res enn een e A ba 
1 Pr 5 — Märk.-Posenor 0 — 4 | 27,90 dz 
dd. rügt. K Er. 5 12250 de Magdeb-Halberst, 1 6 32 0 
5 Ew. 56 120,40 Mainz-Ludwigsh. . 5 . 2 
20.55 Enel 5 108,10 85 Niederschl. Mark.] 4 |4 44, 109 40 B 
do, fi) 1 do. do, m. 110 4½ 108.0 bac Oberschl. A. O. 0. E. 995 | — 31 197,0 ba 
Meininger Präm.-Pfd. 4 120,78 bz de. B. . 0 9% — 3½ 16/0 . 
Pfbd.d.0ost Bd.-Or.-Ge. 5 — — Oesterr.-Fr. Si-B|6 | — 4 151:,50-511,00 
Bchles,Bodencr.Pfadbr.|5 |104,40 bz Oest. Nordwestb. A | — s 1347,00 be 
do do, 414110440 B Oest,Südb,(Lomb.)| 0 — |4 |189.00-89,50 
Südd. Bod-Ored-Pfäb.\5 104. b Ostpronsa, Südb, 0 | — |4 | 36,10 ba 
do. do, 4½ 10.70 bz Rechto-O.-U.- B.. 7316| — 4 145,0 bs 
ländische Fond geichenberx-Paré. > 7 - 5 
n nds. Rheinische... .. ia [612163,00 br 
3 8 ” 5 72 b do. Lit. B. (ada. j 4 4 4 100,40 bs 
Dont, Biber Be Ola 6870 b nals, Babe ann | 0 2, [4 | 12.20 da 
ER he, 8830 de Amumän.Bisenbahn| 3½ | 31/5 3½ 68,28 dag 
40. Go karren. 4, 6430 bas JechweizWestbahn| 8 | — |4 | 38,75 bz@ 
40. Yapiorrento % 64,40 bz2B Fotargard-Posoner ‚| 4½ | di, 4½ 16.20 B 
do, Sar Präm.-Anl. 4“ — — f ER] Ni, 9 
do, Lott.-Anl. v. 60 % 12 10 ba Thüringer Lit, A.| ölls 2 ee d 
40. Oredit-Looss „. fr. 440,30 G Warschau-Wien „ 1415 e 
. aer Loose... 30 fe 1590 bzB Weimar-Gera .„..| 442 | — 4½ 61,00 B 
Russ. Präm.-Ael, v. 147.00 bzB — 
do. 2 een 144.60 etbza | Elsenbahn-Stamm-Prloritäts-Actlen. 
de, Orient-Aul, v. 177 54,90 bz Berlin-Dresden , .| 0 — 5 51.30 bz& 
40. f. de. verse 80 20 bz Nperlin-Görlitzer..| 31 — ss 8600 bzG 
do, III. do. v. 1679/5 | 60.00 B Breslau-Warechau 0 — 5 | AN T5 brd 
do. Engl. v. 1871. . 5 91.7 bz Halle-Sorau-Gub. .| 3½ | — 5 | 96,75 558 
do, do. v. 1872...5 | 91,76 bz Kohlfurt-Falkonb.| 9 |— 5 | 43,50 bah 
do, Anleihe 1877.5 | 95,25 bz Märkisch -Posener| 5 — 6 10225 etbz& 
do. do. 1680. 4 74.90 bag Magäcb.-Halborst, | 31/2 | 315 3½ — — 
do, ee 5 84,69 bzB 20. Lit. O. > 5 8 7165 = 4 
do. Oent.-Bod.-Or.-Pfb. — — Marionburg-Mlawa — A 2 
Russ,Poln,Schatz-Obl.14 | 83.10 bs [Osepr. Südbahn. 5 — 6 | 8025 530 
Poln, Pfudbr. III. Em.|5 | 64,90 ba Oels-Gnesen „... 0 — 5 | 44.00 be 
Poln. 1 8 rer Me 28 Posen-Krowzburg 0 230 — 5 68,50 br& 

ik, rückz. p. .I. J. r. 1 chte-O.-U.-B. 7 — 5 1144,00 5 
ent e Anlaihe.iö [0999 8 ls Hergen s 
Ital. 50% Anlehe . 5 90,90 bz Saal- Zahn 0 — 5 | 63,00 etz 
Raab-Grazeri@®Thlr.L.|4 | 92,90 bzB f$Weimar-Gera 0 — 41s 136,6 bz 
Rumänische . 0 116.00 B 
R van. Staats-Obligat. G 95,80 bz 
Türkische Anleihe. fr. 13,10 bz Bank-Paplere. 
Ungar. Goldrente . 6 98.25 ba Allg. Deut.-Hand.- G 4 6 4 85,15 bz 

do, s (M. p. St. 15 224,00 bs Bu Keen She za r Han — 

2 t.-Anleihe. .| 94,50 b erl. Handels- 2 10 bz 
Bug. sonBtRienb-Am.ö | 9310 bac fl. Prd-u. dla. . 44, 4% |A | 7750 bzG 
Finnische 10 Thir.-Lone» 5860 8 Braunschw. Bank 41, | 42), 4 1 92,506 
Tärken-Loose 40,40 bad Brosl, en * 05 1 un — 

Brosl. Wechsler. 3 9,70 ba 
2 itüte, Coburg. Ored.-Bnk. 5 3 4 | 86,00 bzB 
Eisenbahn e e Danziger Fri r 6 de |4 480 G 
Berg.Märk, Serie II.. . "a B Darzast, Creditbx,| 945 | 9, 4 140,50 ba 
do, EEE a Shine gl Darmst, Zettelbk, Sie 57 4 107,25 8 
40. Hess. Worabahs 4110.10 B Deutsche Bank. 1 la 110 be 
Berlin Görlitz conv, „ .|411,1102,50 ba do. Reichsbank 56 | 6 4½ 148,80 bz 
2 3 u 3 105 — D * 10 1 an 3 
0. 2101. 2 Diee.-Comm.-Antb. 55 z 
Bresl.-Freib, Lit. D. Kk F. 44/103, 0 bad da, alt.] 10 10 (4 175.4075, 10 
1 — — 2 a 156 Genossensch.-Pnk. - 73% . 118,00 bı@ 
0. 0. 40% 5 do. junge — 
20. — 5 15 —— 3 Goth, 3 - — an 2 
0. 0. . „ 40. on * 

a sen 1908710010 0 fer. Fee; F. | 
Breslau- Warschauer, 5 103,00 B Hanuov, Bank ..| 4½5½ 4 105.25 0 
Oöln-Min den III. Lit. A 4 10% ba Zönigeb. Ver.-Buk. ] 5 4 4 110059 @ 

40. . . Lit B. 4½ — — Lndw.-B. Kwilecki] 4½ — |4 | 17200 8 

do. / 100,30 beg ÄLeipz. Ored,-Aust,| 10 9 f 146,75 bzw 

do. 4 . . 15 1 bag Luxemburg. Bank 10 8½ 4 138.50 b 
. ehe Inka do || ae 1, uras na 

— .. 2 „ Heininger 0. * 2 
Bliedersehles-Märk, 1. 1 100 10 G Nordd. Bank . 10 10 (4 162.75 0 
do. 80. 1.4 — Nordd. Grunder, B. O0 |0 4 | 56,00 bz& 

de. Ob! I. u. II. 4 100,40 B Oberlansitzer Bk. 115 55 4 4,00 

do, Obi. l. 4 [100,50 G Oest, Cred.-Actien 11½ 11½¼ [4 |528,00-528,00 
Oberschles. K. 114 —— rosener Pro.-Bank 7 7½ |4 17,0% B 

do. B. —— Pr. Bod.-Or.-Aet.-BE. 0 6½ 4 | 9850 bz& 

do. © 4 /10,10 8 Pr, Oont.-Bod.-Ord. 9½ | 81, |4 123,10 bzG 
do, DP675 5. 4 100,0 @ Preuss. Immob.-B.| — | 713 (4 10750 bz& 

do, L. 3½% 93,25 ba Bäshs, Bank. 6 6% 4 119,60 B 

do. F. 5 — Sohl. Bank-Vereln 6 6 4 106,00 0 

2 5 A 11 une Wiener Unlonsbk. 6 7 4 228,00 @ 

0. . 7 

do. von 188. 103 30 B In Liquidation, 

2. den 1674 eee G Centralb. .Genoss| — |— fr.] 1175 0 

— 7 1 8 Thüringer Bank — | = . 18088 & 

do. Briog-Neiase · 4½ʃ — — 

3 2 Industrle-Paplere. 

do. do. II. Em. 4½ 102,30 G D. Eisenbahnb.-G. 0 |— |4 | 7.00 bad 

do. do, III. Em. 4½ 102,50 & Märk. Sch. Masch. G 0 — 4 3178 6 
in do, in ee Fin . — — Nozdd, Gummifab,| 1½ | 0 4 |4175B 

ronse. Südbahn . 4½ 

to-Oder-Ufer-B. 4½ 103.80 ba Pr.Hyp.-Vers.-Act.| 2 2½ 4 | 68,75 bz 
Bchlesw, Eisenbahn. 4½ 102.0 & Schles, Feuervers,|22 — ftr. 1000 B 
Oharkow-Asow gar. 5 96,00 bz Bismarckhütte. . 12 — 4 1105,00 bzG 

do. do. In Pid. Ster- s | 92,75 bac Donnersmarkhutt.] 1½% | — [4 | 87,75 b 
Charkow-Kremen. gar- 5 ä 95,75 B Poortm. Union, ..| 0 — 14 12,30 @ 
do. do. In Pfd,8terl.5 | — — 40. St-PLira|2 |— a | 86.25 bz 
—.— ent tar. == => Königs- u.Laurah.| 61/4 | — 4 u” bz 
x-Bodenbach ‚x. 6,0 bz Lauchhammer 0 — 
do. II. Emission. 5 84,0 bz Marlonhütte . 4 — 14 718 bad 
Frag- Dunn fr. 63,50 bzB Cons. Redonbütte. 8 — 4 3.00 B 
Gal. Carl-Ludw.- Bahn. 5 | 89,9 be do, Odlig. 6 |6 4s 990 6 
do. da, neueſß | 89,40 bad Sehl,Kohlenwerke| — | — 4 —.— 
Kaschau- Oderberg. 5 | 82,00 bz& Schl. Zinkh.-Actier 5½½ | — 4 | 96,75 ban 
do. Gold.- Prior. 6 94.90 bz do, Bt.-Pr.-Act 81 — 4½ 103,00 ba 
Eng. Nordostbahn . 6 | 75,49 ba do, Oblig.| 5 5 5 /107,60 bzB 
Ung. Ostbahn. 5 7478 ba Oppeln, Portl. Cem 4½ | — |4. | 6725 8 
Lembeorg-Ozernowitz „5 580,10 bad HGroschowitzer dto,| 4 6 4 18,00 G 
do, do, II. 5 85.25 0 Tarnowits, Dergb.| 0 — 14 7,00 bad 
— — 2 = == * Vorwärtsbütte, . ‚| 0 0 4 | 27,006 
0. 6. . 79 7 * — 
Mährische Grenzbahn . 8 | 6950 6 Bresl. E.-Wagenb,| 3½ | 6% |4 | 83,50 8 
Mähr. Schl.Oertralbahu| fr, | 32.90 bz do, ver, Oeffabr] 71% | — 4 ‚25 bzG 
Kronpr. Budolf-Bahn „5 | 84,30 bz do. Strassenbahn] 6¼½ | — 4 127,00 baG 
ed “ 3 15222 3 re 8 range P - 0 2 8 
0. 0. 2 73. örlitz. Eisenb.-B. — 2 
38: südl, Staatabahn - kind Be Hoffm sWag.-Fabr| 2 — 4 52,75 B 
0. none! 2,50 bz O.-Schl. Eisenb--B| 0 — 4 | 4050 va 
do. Obltgationon)ö | 98,30 b2G Schl. Leinenind. 6 — 14 0600 B. 
Rumän, Eissab.-Obitz, 6 101,00 bz do. Porzellan .|2 I— 4 2860 RB 
* = * 3 5c Wilhelmsh. MA, % (— „33,00 
0. ER, N 

do, W. . 5 161.90 ba 8 

40. V. 56 101.90 ba Bank-Discont 4 pCt 

A. VI.. s 102,25 bz Lombard-Zinsfuss 5 pCt, 


an Zinſen auf draukfurt a. 
238 | Generalverſammlung der 


* 


1 


Vanek erg n der 
Dividende von 5,95 pCt. genehmigt, die 


21. * 
ein 
Landwirthſchafts⸗Creditbank dat eine 4procentige 


Bank dat die Verthei 


Dividende beſchloſſen. 


London, 24. März. [Bantausweis.] Totalreſerve 17,888,000 Pfd. 
St., Zun. 155,000 Pfd. St., Notenumlauf 25,231,000 Bid. St., Zum 
74,000 Pfd. St., Baarvorrath 28,119,000 Pfd. St., Bun. 229,000 Pfd. 
St., Portefeuille 21. 182,000 Pfd. St. Abn. 1,719,000 Bio. St., Guthaben 
der Privaten 24,543,000 Pfd. St., Abn. 1,550,000 Pfd. St., Guthaben des 
Staatsſchatzes 11,867,000 Pfd. St., Abn. 29,000 Pfd. St., Notenreſerve 
16,577,000 Pfd. St., Zun. 88,000 Pfd. St., Regierungsſicherheit 15,863,000 
Pfd. St., unverändert. Procentverhältniſſe der Reſerbe zu den Paſſiven: 
48% pCt. Clearingbouſe⸗Umſatz 124 Mill., gegen die eniſprechende Woche 
des Vorjadres Zunahme 23 Millionen. 


Et Breslau, 24. März. [Breslauer Wechslerbank.] Der Bor: 
ſitzende des Auſſichtsrathes, Banquier Siegmund Sachs eröffnet und leitet 
die auf heute berufene diesjährige ordentliche Generalverfammlung der 
Breslauer Wechslerbank und nimmt zunächft Bezug auf den gedruckt vor⸗ 
liegenden Geſchäftsbericht, deſſen Verleſung nicht gewünſcht wird. Der In: 
balt deſſelben it auszugsweiſe in dieſer Zeitung bereits mitgetheilt. Eiue 
Discuſſion findet nicht ſtatt, die Jabresrechnung und die Bilanz wird ein 
ftimmig genebmigt, ingleichen die Vertheilung der vorgeſchlagenen 6% pCt. 
Dividende und die Decharge wird einſtimmig ertbeilt. Hierauf erfolgt die 
einſtimmige Wiederwahl der in Folge Ablaufs der Amtsdauer aus dem 
Auſſichtsrath ausſcheidenden Herren Banquier Emil Friedländer und adi 
beſizer Jobannes Promnitz. Zugleich wurde beſchloſſen, daß der Auſſichts⸗ 
rath fortan, wie bisber aus 6 Mitgliedern beſteben ſolle. Schließlich theilt 
der Vorſitzende noch mit, daß die Dividende von morgen ab zur Aus⸗ 
zahlung gelangt. 


Breslau, 24. März. [Hypotheken und Grundſtück⸗Bericht von 
Carl Friedländer, Ring Nr. 58.] Trotzdem der Quartalwechſel vor 
der Thür ſteht, iſt das Hypothelengeſchäft rubiger als je. Die Urſache 
dieſer Geſchaftsſtille liegt weniger in der immerhin in Betracht kommenden 
Knappheit des tauglichen Materials, als in den übergroßen Anſprüchen 
der Privat⸗Capitaliſten, welche in exquiſiter a der zu beleihenden Grund: 
ſtücke und namentlich in der übertriebenen Herabſetzung der Beleihungs⸗ 
grenzen Entſchädigung für den billigen Zinsfuß ſuchen. Dieſe Penibilität 
der Geldgeber führt ſchließlich nur dazu, daß die wenigen Hypotheken, die 
an den Markt kommen, an die Boden⸗Credit⸗Banken übergeben; bierdurch 
wird das Privat⸗Capital immer mehr aus dem Hypotbekengeſchäft verdrängt 
und meiſt zur Anlage in ausländiſchen Effecten getrieben. Daß unter 
dieſen Umſtänden weder das Baugeſchäft noch das Grundſtückgeſchaft florirt, 
iſt natürlich; das Baugeſchäft würde ganz aufhören, wenn es nicht auf die 
Unterſtützung der Hypotbekenbanken rechnen könnte; der Auſſchwung, den 
das Grundſtückzeſchäft Anfangs des Jahres genommen batte, ſcheint ebenfo 
ſchnell erlabmen zu wollen, wie dies im vorigen Jahre der Fall war. 


Oberſchleſiſche Eiſenbahnbedarfs ⸗ Actien⸗Geſellſchaft.] Es bat 
dieſer Tage in Breslan, ſchreibt der „B. BE", eine Sitzung des Auf: 
ſichtsrathb der Oberſchleſiſchen Eiſenbahnbedarfs⸗Actien⸗Geſellſchaft ſtattge⸗ 
funden, in welcher der Rechnungsabſchluß für das verfloſſene Jahr vorge⸗ 
legt wurde. Das Reſultat entſpricht freilich nicht den Erwartungen, welche 
man zu Beginn des Jahres inmitten einer außergewöhnlich glänzenden 
Conjunctur in daſſelbe vielfach ſetzen zu dürfen geglaubt hatte. Es ſind 
vielmehr außer den Unkoſten knapp die } 
verdient worden, ſo daß man wenigſtens ohne Deficit ſchließt, wenn anch die 
Actionäre, wie man übrigens nach dem Umſchwung in der Conjunctur 
kaum anders erwartet batte, leer ausgehen. Die ordentliche General⸗Ver⸗ 
ſammlung der Actionäre findet am 23. April ſtatt. 


1Märkiſch⸗Poſener Eiſenbahn.] Der Verwaltungsrath der Maärkiſch⸗ 
Poſener Eiſenbahn wird in den erſten Tagen des April eine Sitzung ab⸗ 
halten und in dieſer die Rechnungsabſchlüſſe für das abgelaufene Jahr 
entgegennehmen. Die Reſultate, welche die Bahn im Jahre 1880 erzielt 
bat, ſind im Großen und Ganzen bereits bekannt, es darf aber noch be⸗ 
ſonders erwähnt werden, daß alle Nachrichten darin übereinſtimmen, daß 
die Entwickelung der Betriebsverbältniſſe eine ſehr gute geweſen iſt. Es 
beftätigt ſich auch, daß außer der öproc. Dividende für das Jahr 1880 die 
Geſellſchaft eine Summe disponibel hat, aus welcher 7% M. pro Stamm⸗ 
prioritäts⸗Actie auf die rüditändigen Coupons werden gezahlt werden. 


Berlin, 24. März. [Producten ⸗ Bericht.] Der Wetter iſt raub 
und veränderlich; früh hatten wir etwas Schnee. Der heutige Markt er⸗ 
öffnete rubig für Roggen, wurde beim Erſcheinen mäßiger Kaufluſt für 
Termine aber doch entſchieden feſt und erſt nach einer bemerkbaren Preis⸗ 
erhöbung wurden die Anerbietungen zahlreich genug, um zu etwas ruhige⸗ 
rem Schluß zu führen. 
willig gefügt, der Begehr iſt gut und man würde gern medr kaufen, wenn 
die Offerten größer wären. — Roggenmehl etwas beſſer bezahlt. — Für 
Weizen traten Käufer auf Termine kräftiger hervor, was diesmal doch über: 
wiegend auswärtiger Betheiligung zuzuſchreiben ſein dürfte. Auch loco be⸗ 
willigte man mitunter etwas beſſere Preiſe. — Hafer loco gut behauptet, 
Termine ruhig. — Rüböl in gedrückter Haltung, Realiſtrungsverkäufe er⸗ 
langten entſchiedenes Uebergewicht. — Petroleum ruhig; nahe Lieferung 
Te, Herbſt matter. — Spiritus in beſchränktem Verkehr. Preiſe ein wenig 
niedriger. 

Weinen loco 170-230 M. pro 1000 Kilo nach Qualität gefordert 
gelber märkiſcher — M. ab Bahn bez., ſtark defecter polniſcher — M. ab 
Bahn bez., do. klammer mit ſtarkem Geruch — M. ab B 
weiß polniſcher — M. ab Bahn bez. u. Br., fein weiß uckermärkiſcher — 
Mark ab Bahn bez., per April⸗Mai 210% — 212 M. bez., per Mai⸗Juni 211% 
bis 21244 M. bez., per Juni⸗Juli 212—213 M. bez., per Juli⸗Auguſt 209 bis 
210 M. bez., per September⸗October 204% — 205% Mark bez. Gek. — Cents 
ner. Kandigungspreis — M. — Roggen loco 186 bis 210 Mark per 
1000 Kilo nach Qualität gefordert, inländiſcher mit ſtarkem Auswuchs 
— Mark ab Babn bez., inländiſcher 200 bis 205 Mark ab Bahn 1 
ſtark defecter — Mark ab Bahn bez., polniſcher mit etwas Geruch — M. 
ab Kahn bez., klammer inländiſcher 187--199 M. ab Bahn bez., feiner 
inländ. 206.— 208 M. ab Bahn und Boden bez., per März — M. bez., per 
April⸗Mai 1984 1994 199% M. bez., per Mai⸗Juni 190% —192—191% 
Mark bez., per Juni⸗Juli 1824—183% M. bez., per Juli⸗Aug. 172% bis 
—173% M. bez., per September⸗October 167—167½ M. bez. Gel. — Centner. 
Kündigungspreis Mark. Gerſte loco 145 bis 200 Mark nach 
Qualitat gefordert. — Hafer loco 153—175 Mark pro 1000 Kilo nach 
Qualitat gefordert, oſt⸗ und weſtpreußiſcher 159—163 M. bez., ruſſiſcher 
159—163 Mark bez., pommerſcher, mecklenburgiſcher und uckermärkiſcher 
163166 Mark bez., ſchleſiſcher 163—166 Mark bez., boͤbmiſcher 163—166 
Mark bez., fein weiß ruſſ. — Mark bez., neumätliſcher — Mark bez., 
galiziſcher — Mark ab Bahn bez., fein weiß. mecklenburgiſcher 166 bis 
170 Mark ab Babn bez., ver März — Mark bez., per April⸗Mai 152 
bis 152% M. bez., per Mai — Mark bez., per Mai⸗Junt 152% Mark 
bez., der Juni⸗Juli 153% Mark bez, per Juli⸗Auguſt — M. be Gelün: 
digt — Etr. Kündigungspreis — M. — Erbſen, Kochwaare 182—215 M., 
Futterwaare 162 bis 181 Mark. — Weizenmehl pro 100 Kilo Br. unver⸗ 
ſteuert incl. Sad Nr. 00: 30,00 bis 28,50 M., Nr. 0: 28,50 —27,50 M., 
Nr. O und 1: 27,50 bis 26,50 M. bez. — e pro 100 Kilo 
Br. unberfteuert incl. Sack Nr. 0: 28,75 —27,75 Mark dez. Nr. 0 und 
1; 27.50 26,50 M. — Oelſaaten: Winter⸗Raps — M., Winter Rabſen 
—; Mark bez., Raps galiziſcher — Mark bez. — Leinöl 65 M. bez. — 
Mais loco 147—150 Mark nach Qualitat gefordert, geringer neuer rumä⸗ 
niſcher — Mark ab Bahn bez., amerikaniſcher — Mark ab Kahn bez., 
neuer ungar. — M. ab Bahn bez., feiner weißer mecklenburg. . al 
Bahn ben, per März 145 M. bez, per April⸗Mai 132 Mark bez., Mais 
I 130 Mark bez, per Juni⸗Juli 128% M. bez. Gekündigt — Eir. 
Kündigungspreis — M. — Roggenmehl pro 100 Kilo Br. Nr. 0 und 1 
incl. Sack: per März 27,55 Mark bez., per Maärz⸗April 27,45 Mark bez., 
per April⸗Mai 27,30— 27,40 Mark bez., per Mai⸗Juni 26,60 — 26,65 M. bez., 
per Juni⸗Juli 25,95 Mark bez., per Juli⸗Auguſt 24,95 Mart bez. Gel. 
1000 Cin. Kündigungspreis 27,50 Mark. — Rüböl loco pro 100 Kilo mit 
Faß — Mark bez., ohne Faß 51,3 Mart bez., per März 51,6—51,5 M. 
bez, per Mänz⸗April 51,6—51,5 M. bez., per Abril⸗Mai 51,6—51,5 M. bez., 


ſtatutenmäßigen Abſchreibungen W 


Loco hat man ſich den feſten e de bereit⸗ F 


ahn bez., fein] Rietz 


® Breslau, 25. „Vorm. 9% Uhr, Der Geſchaftsverkehr am beu⸗ 
tigen Markte war im tende von keiner Bedeutung, bei ſchwachem 
Angebot Preiſe preisbaltend. Aa 
Weizen in feiter Haltung, per 100 Kilogr. ſchleſiſcher weißer 19,20 bis 
Fk belt Markt, gelber 18 20—19,70 bis 20,60 Mark, feinſte Sorte über 
ez 
„Roggen, bei mäkinem Angebot mehr beachtet, per 100 Kilogr. 19,20 
bis 19 70 bis 20,30 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 
Gerſte ohne Aenderung, per 100 Kilogr. 14,60 —15,70 Mark, weiße 16,40 
bis 17,00 Mark. 
Hafer gut preishaltend, per 100 Kilogr. 14,00 —14,50—15,00 bis 15,50 
Mark, ſeinſter über Notiz bezahlt. 
Gebe in 3 per 107: Rio N Ritt. 
rbſen ohne Aenderung, per gr. 17,50 — 18,50 bis Ma 
Bictorias 20.00 —21,00— 21,50 Mark. 3 
Bohnen ſchwacher Umſatz, per 100 Kilogr. 18.50. —, 19,50 — 20,00 M. 
Lupinen ohne Aenderung, per 100 Kilogr. gelbe 9,50 —9,80— 10,20 M., 
blaue 9,20 — 9,40 — 10,00 Mark. 
Wicken gut verkäuflich, per 100 Kilogr. 12,80 —13,00—14,00 Marl. 
Oelſaaten ſchwach zugefübrt. 
Schlaglein ſchwach zugeführt. f 
Pro 100 Kilogramm netto Be und 365 


Schlag⸗Leinſaat . 27 — 25 
Winterraps 24 — 28 — 22 50 
Winterrübſen 23 25 22 50 22 — 
Sommerrübjen ..... 24 — 22 50 22 — 
4 N age eh u 22 a" Ps 2 21 755 ˖ 
apskluchen preishaltend, per ogr. 6,90 — 7,1 Mark, fremde 
65090 Nor. alten, 5 


Leinkuchen unverändert, per 50 Kilogr. 9,40-60 Mark, fremde 
8,40—8,80 Mark. : s ' 

Kleeſamen ſchwacher Umſatz, rotber ohne Aenderung, per 50 Kilogr. 
34 —38—40—45 Mart, pochfeiner über Notiz, weißer ruhig, 48—50—60—68 
Mark, hochfeiner über Notiz. l 

Tannenklee ſchwacher Umſatz, per 50 Kilogr. 38—44—48 Mari. 

Thymotbee unverändert, per 50 Kilogr. 23—25—27 Mart. 

Mehl ohne Aenderung, 111 100 Kilogr. Weizen fein 30,25 30,75 
Mart, Roggen fein 31,00—31,75 Mark, Hausbacken 30,00—30,75 Mark. 
Roggen⸗Futtermehl 11,00 — 12,00 Mark. Weizenkleie 9,25—9,75 Mark. 

Bi“ 2,80—3,00 Mark per 50 Kilogr. 

oggenſtroh 21,00 — 24,50 Mark per Schock à 600 Kilogr. 

Glogau, 22. März. Die bieſige Oderbrücke paſſirten folgende Schiffe: 

Am 19. März: Gottlieb Heppner von Stettin mit Gütern nach Breslau. 


Am 20. März: Gottlieb Siebert, Jobann Barſch und Friedriſch Stei 
Breslau mit Zink und Suttermebl nach Steil 8 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitats⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


Marz 24., 25. | Rahm. 2 U. | Abends 10 U.] Morgens 6 U. 
Luftwärme (0) ++» + 392 + 6%,1 + 50,2 
Luftdruck bei 0° (mm) 740,0 7380 734,0 
F 

unſtſättigung (pCt.) 6 
ind. gs S. 4. S. 4. | ©. 4. 
Meier ds bedeckt. trübe. trübe. 


Waſſerſtand. Breslan, 25. März. O.⸗B. 5 M. 36 Cm. ILS. 1 AM. 56 Cm. 
24. März. O.⸗P. 5 M. 56 Em. II.⸗P. 1 N. 88 Gm. 


Vermiſchtes. 

Verhaftung eines ruſſiſchen Nihiliſten in Berlin.] Berliner Blätter 
melden: Montag Vormittag erbat ſich ein junger, gebildeter Mann, an⸗ 
ſcheinend ein Student, beim Billetbureau des Reichstages eine Tribünen⸗ 
karte. Da dieſe Karten, um dem Billethandel zu ſteuern, ſeit einiger Zeit 
nur auf den Empfänger lautend ausgeſtellt werden, ſo wurde der Petent 
aufgefordert, ſeinen Namen anzugeben. Er nannte unter Vorlegung einer 
Visitenkarte den Namen Heß. Sein ganzes Auftreten batte indeß etwas 
Befremdliches und auf die an ihn gerichtete Frage, ob er ſich auf einen 
Abgeordneten beziehen könnte, gab er den Namen eines ſocialdemokratiſchen 
Mitgliedes an. Inzwiſchen war in der auf der Karte angegebenen Wob⸗ 
nung telegraphiſch angefragt worden, ob ſich daſelbſt ein Heß aufhalte, und 
es ftellte ſich beraus, daß die Karte dem dort wohnenden Heß, der zu Haufe 
war, angehörte; der Heß wußte indeß nichts von einer Perſon, die ſich für 
ibn ausgeben könnte. Weiter befragt, woher er ſei, gab der angehaltene 
remde an, er wäre in Tiflis anfällig; wie er heiße, weigerte er ſich an? 
zugeben, wie er überhaupt jeder an ihn gerichteten Frage aus wich. 
liegt der Verdacht vor, daß der in Haft genommene und nach dem Molken⸗ 
markt transportirte Student der ruſſiſchen Nihiliſtenpartei angebört. 
die Vermuthung, der Verhaſtete komme aus Petersburg und geböre zu den 
nihiliſtiſchen Mitverſchworenen, zutreffend iſt, wird die Unterſuchung zu er⸗ 
geben haben. Einige der Milſchuldigen Ruſſakow's ſollen noioriih die 
ruſſiſche Grenze glücklich paſſirt haben. 


Literariſches. 

Kaxtographiſche Lehrmittel aud dem Verlage von Ißleib und 
ſchel. Kleiner Schulatlas. Derſelbe bietet zu einem außerſt 
billigen Preiſe in 16 Karten das für 1⸗ und 22klaſſige Landſchulen erfor⸗ 
derliche Material zur vollkommenen Genüge. — Volksatlas über alle 
Theile der Erdſe für Schule und Haus. Auch dieſes 40 Karten um⸗ 
faſſende Werk entſpricht den Anforderungen, welche man an gute Atlanten 
ſtellen darf, was Richtigkeit, Zweckmäßigkeit der Karten betrifft, ſowie auch 
171115 der metbodiſchen Anordnung. — Wilbelm Ißleibs neueſter 

epetitions⸗Atlas iſt als geeignetes unterrichtliches Hilfsmittel zu 
kennzeichnen. Derfelbe zerfallt in fünf Curſe, von denen jeder einzelne ein 
abgeſchloſenes Ganze von loſen Kartenblättern bildet. Der erſte Curſus 
enthält 24 Blatter und ift beſtimmt zum Einzeichnen der Küſten von Meeren 
und Seen, alſo von den Grenzlinien zwiſchen Waſſer und Land. Die Karten 
enthalten daher nur das Gradnetz mit dem Waſſer, ohne Küſten. Der 
zweite Curſus, beſtehend in 4 Karten, bat den Zweck, daß der Schüler die 
Ströme und Flüffe einzeichne. Der dritte Curſus hat 23 Karten, welche be⸗ 
ſtimmt ſind zum Einzeichnen der Gebirge. Der vierte Curſus, 24 Blatter 
enthaltend, hat zum Zweck das Einzeichnen der einzelnen Länder und Lan⸗ 
destbeile. Der fünfte Curſus enthält ebenfalls 24 Blätter und ift dazu 
beſtimmt, daß der Schüler die ganze Karte ſertig zeichne ohne jedweden Ans 
baltevunft. Die Karten beſtehen daher nur aus den Umfafjungslinien mit 
dem Gradnetz (Gradnetz⸗Atlas). — Hierzu geſellt ſich noch der hiſtoriſch⸗ 
geograpbiſche Schulatlas mit 36 Karten, der alle wichtigen Epochen 
der Geſchichſe umfaßt. Auch die 17 7 Entvedungsreifen aus der neuen 
und neueſten Zeit finden wir bier verzeichnet. — Schließlich liegt uns noch 
ein Atlas der bibliſchen Gejüihte aus demſelben Verlage vor. Alle 
dieſe kartographiſchen Lehr⸗ und Hilfsmittel werden von pädagogiſchen Fach⸗ 
blättern dahin beurtheilt, daß fie ihrem Zwecke vollſtandig entſprechen und 
aufs Märmite empfohlen. Der billige Preis derſelben iſt geeignet, denſel⸗ 
ben allgemeinen Eingang zu verſchafſen. 


* (GErtranummer der „Illuſtrirten Frauen⸗ZJeitung.“! Im Verlage 

kn ee e e 
5 ten Fraue ng” er ‚a 

BR oe — Dfätn. Sie ift Ju Ehren der Bermäblung des 


d Prinzen Wilbelm von Preußen und der Prinzeſſin Augufta Victoria zu 


Schleswig ⸗Holſtein erſchienen und enthält die Portraits des Brautigams 
ir der yo fowie des Kronprinzen und der Kranprinzeſſin in vor⸗ 
trefflicher a außerdem den Einzug und den Empfang des Braut⸗ 
paares in Berlin, die Ebrenpforten u. ſ. w. Das Ganze empfiehlt ſich als 
eine ſchöne Erinnerung an das denkwürdige Eteigniß. 


Stadt- Theater. dd Sy wa 


per Mai- Juni 52,4—52,3 M. bez., per Juni⸗Juli 53 Mast bez., per Septbr.⸗ Freitag. 152 Abonnement. Einma: | Ober-Ungarn⸗Weine, fein herb 
October 54,5 M. bez. Gelündigt — Ens Kundigungspris — 08 liges Gaſtſpiel der 1 preuß.] und ſüß & 150 und 2 M. per Liter 
Petroleum loco pro 100 Kilo incl. Faß 26,6 M. bez., per März 26,4 Mark! Kammerſängerin Fraul. Marianne | empfiehlt und offerirt Probefäßchen 


bez., per März⸗April 25,5 M. bez., per April⸗Mai 24 Mark bez., per 
Mai⸗Juni — M. bez., per September⸗Oelober 25,2 Mark bez., per Oetbr.⸗ 
November — M. bez. Gekündigt — Ctr. Kündigungspreis — Mark. 

Spiritus loco ohne Faß 53,7 —54 Mark bez., per März 54,5 Mark 
nom., per März⸗April 545 Mark, per April: Mai 54,9 —54,7 Mark bez., 
per Mai⸗Juni 55—54.9 M. bey, per Junj⸗Juli 56—55,2 M. bez., per 
Juli⸗Auguſt 56,6 —56,5 M. bei, per Auguſt⸗ September — M. bez, per 
September⸗October 56,7—56,6 M. bez. Gekündigt 10,000 Liter. Kündi⸗ 
gungspreis 54,4 M. 


Brandt: „Fidelio.“ Große Oper a 4 L 
in 3 Acten von L. van Beethoven.] O 
(Leonore, Frl. Marianne Brandt.) 
Sonnabend. 153ſtes Abonnement. 
„Macbeth.“ Trauerſciel in 5 Auf: 


Ungarwein⸗Großhandlung, 
zügen von W. Shakeſpeare. 


Leobſchütz. 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Drud von Grag. Barth u, Comp. (A5. Frieprich) in Breslau. 


